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Ansatzmöglichkeiten einer armutsorientierten 
Entwicklungspolitik: Ein Überblick 

Von Hans-Rimbert Hemmer, Gießen 

A. Massenarmut als entwicklungspolitisches Problem 

(1) In vielen Entwicklungsländern ist es trotz teilweise beeindruckender 
Wachstumserfolge in den vergangenen Jahrzehnten - bspw. wuchs zwischen 
1965 und 1985 der Pro-Kopf-Verbrauch in der Dritten Welt um fast 70% 
(Weltbank 1990: 1) - bisher nicht gelungen, für die Masse der Bevölkerung 
nachhaltige Verbesserungen ihrer Lebensbedingungen zu schaffen. Zum 
einen fand nicht in allen Entwicklungsländern ein schnelles Wirtschafts-
wachstum statt (insbesondere die ärmsten Entwicklungsländer (LLDC) ver-
zeichneten nur geringe Wachstumsraten); zum anderen erreichten die Wachs-
tumserfolge insgesamt die Armen nicht in jenem Ausmaß, das erforderlich 
gewesen wäre, um trotz stark steigender Bevölkerungszahlen die Zahl der 
armen Menschen zu reduzieren. Große Teile der Bevölkerung in den Ent-
wicklungsländern sind bis heute weitgehend vom wirtschaftlichen Wachstum 
in ihren Ländern ausgeklammert worden - der "trickle-down"-Effekt1 hat 
nicht auf sie durchgeschlagen. 

(2) Als Konsequenz kam es in vielen Ländern zu einer Marginalisierung 
weiter Bevölkerungsschichten. Es entstanden Randgruppen, die nicht am Ent-
wicklungsprozeß teilhatten. Sie kennzeichnen sich durch eine fehlende aktive 
Partizipation (Nicht-Beteiligung an Entscheidungsprozessen) und passive 
Partizipation (Nicht-Erhalt von Gütern, Dienstleistungen und sozialen Lei-
stungen). Diese Gruppen gerieten in einen Teufelskreis: Aufgrund ihrer Mar-
ginaIität erreichten sie nur eine geringe Arbeitsproduktivität und blieben arm. 
Als Ergebnis rutschten sie noch stärker in den Randbereich der Entwicklung 

1 Der "trickle-down"-Effekt, der Grundlage des Wachstumsoptimismus der fünfzi-
ger und sechziger Jahre war, basiert auf der Annahme, daß die Früchte des Wachs-
tums durch die Marktkräfte über eine höhere Nachfrage nach Arbeitskräften, Produkti-
vitätssteigerungen und Lohnerhöhungen auch zu den Armen durchsickern würden. 
Sollten die Märkte diese Leistungen nur unzureichend erbringen können, so bildete 
das Wachstum für die Regierungen immerhin noch die notwendige wirtschaftliche 
Basis, um über eine progressive Besteuerung und Sozialleistungen an die Armen Ver-
teilungskorrekturen in Richtung auf einen Abbau der Armut vornehmen zu können 
(Streeten 1979; Görgens 1988: 665). 
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56 Hans-Rimbert Hemmer 

ab. Dabei akzentuierte sich der Prozeß der Marginalisierung um so mehr, je 
größer der wirtschaftliche Fortschritt der anderen gesellschaftlichen Gruppen 
war. Die zahlenmäßige Zunahme dieser Randgruppen war so groß, daß sie im 
Laufe der Zeit einen beträchtlichen Teil der Bevölkerung in den Entwick-
lungsländern ausmachten: Es entstand das Phänomen der Massenarmut 
(Hemmer/Kötter 1990: 27f.). 

(3) Diese Massenarmut stellt angesichts des Reichtums, in dem sowohl ein 
Großteil der Bevölkerung in den Industrieländern als auch viele Eliten in den 
Entwicklungsländern selbst leben, zunächst ein ethisches Ärgernis allerersten 
Ranges dar2. Darüber hinaus resultieren aus der Massenarmut auch handfeste 
materielle Probleme: Die durch sie ausgelösten internationalen Flüchtlings-
ströme; die zunehmende Gefährdung der Umwelt durch Maßnahmen, mit 
denen die Annen zumindest kurzfristig ihr Überleben sichern wollen; ein 
durch Annut nachhaltig gespeistes Weltbevölkerungswachstum, das die Trag-
fähigkeit der Erde extrem beansprucht (wenn nicht sogar überansprucht). 
Dies alles ist nur die Spitze eines Eisberges, von dem - zumindest in mittel-
bis langfristiger Sicht - nicht nur die Industrieländer und die Eliten in den 
Entwicklungsländern, sondern letztlich alle Menschen bedroht sind. Von 
daher wird die Bekämpfung der Massenarmut nicht nur zu einer ethischen 
Aufgabe, sondern zu einer Existenzfrage für die gesamte Menschheit. 

(4) Bei der Diskussion der Annutsproblematik ist zwischen absoluter und 
relativer Annut zu unterscheiden: Während absolute Annut die Minderver-
sorgung einer Person oder eines Haushalts im Hinblick auf das physische Exi-
stenzminimum in einer solchen Intensität beinhaltet, daß die Betroffenen 
nicht mehr im Stande sind, ein "menschenwürdiges Leben" zu führen - ihre 
"Grundbedürfnisse" also nicht befriedigt werden können -, bezieht sich rela-
tive Annut auf die Unterversorgung einer Person oder eines Haushalts im 
Vergleich zu anderen Personen oder Haushalten. Relative Annut bedeutet 
also nicht notwendigerweise, daß die Betroffenen kein menschenwürdiges 
Leben führen können. Sie besagt lediglich, daß aufgrund der in einer Gesell-
schaft bestehenden Verteilungsstrukturen einzelne Wirtschaftssubjekte in 
einem nicht akzeptablen Ausmaß benachteiligt sind (Hemmer/Kötter 1990: 
38f.). 

(5) Annut läßt sich also in bei den Ausgestaltungen als Benachteiligung 
definieren. Diese Benachteiligung kann sich auf die verschiedenen ökonomi-
schen, sozialen und/oder politischen Bereiche menschlichen Lebens bezie-
hen. Annut bedeutet dann, daß verschiedene ökonomische, soziale und/oder 
politische Bedürfnisse bestimmter gesellschaftlicher Gruppen nicht bzw. 

2 Zur ethischen, insbes. wirtschaftsethischen Beurteilung der Armut vgl. Sautter 
1991. 
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Ansatzmöglichkeiten einer armutsorientierten Entwicklungspolitik 57 

nicht ausreichend befriedigt werden. Entsprechend existieren in der Reali-
tät, wie in den vergangenen Jahren durch umfangreiche Länder- und Regio-
nalstudien deutlich belegt wurde, vielfältige Armutsprofile. In der Tat handelt 
es sich bei den Armen keineswegs um eine homogene Gruppe. Vielmehr gibt 
es eine Vielzahl von Armutsgruppen mit divergierenden Interessen und 
Bedürfnissen, wie bspw. Frauen und Kinder, ländliche und städtische Arme, 
Angehörige bestimmter Ethnien und Religionen, die auf unterschiedliche Art 
und Weise benachteiligt sind. Wie stark allerdings die Benachteiligung im 
Einzelfall sein und in welchen Bereichen sie auftreten muß, damit von abso-
luter bzw. relativer Armut gesprochen werden kann, hängt sowohl von den 
Toleranz- und Normvorstellungen der Betrachter als auch von dem jeweili-
gen Bezugssystem ab. 

(6) Die im Mittelpunkt der meisten Studien zur Armut stehende materielle 
absolute Armut liegt vor, wenn die betroffenen Menschen nicht über das 
Minimum an monetärem oder nicht-monetärem Einkommen verfügen, wel-
ches zur Deckung ihres Nahrungsmittelbedarfs und zur Befriedigung der übri-
gen Grundbedürfnisse erforderlich ist (BMZ 1992: 2). Gemessen werden 
Ausmaß und Tiefe3 der materiellen absoluten Armut entweder über monetäre 
Indikatoren (wie bspw. Unterschreiten eines die Befriedigung der Grund-
bedürfnisse ermöglichenden Einkommens, der sogen. Armutslinie, durch das 
tatsächliche Einkommen) oder über Grundbedürfnisindikatoren (z.B. Kinder-
sterblichkeitsrate, Lebenserwartung, Bildungsindikatoren, Ernährungsindika-
toren). Dabei kann das ermittelte Ausmaß der absoluten Armut (ebenso wie 
ihre Tiefe) in Abhängigkeit vom gewählten Meßverfahren variieren. Ebenso 
resultieren aus unterschiedlichen Meßverfahren auch unterschiedliche Konse-
quenzen für die Gestaltung einer armutsorientierten Entwicklungspolitik. 

(7) Im Weltentwicklungsbericht 1990 wurde - bezogen auf das Jahr 1985 
- von 1,115 Mrd. Menschen in den Entwicklungsländern ausgegangen, die 
absolut arm waren; das entspricht ungefähr einem Drittel der Gesarntbevölke-
rung dieser Länder (Weltbank 1990: 33). Man kann davon ausgehen, daß es 
in den Entwicklungsländern derzeit ca. 1,2 Mrd. absolut armer Menschen 
gibt. Davon leben nahezu 50 % in Südasien, vor allem in Indien und Bangla-
desh. 25 % der absolut Armen entfallen auf Ost- und Südostasien - vorwie-
gend auf China, Indonesien und die Philippinen - und weitere 12% auf die 
Staaten Afrikas südlich der Sahara. Die restlichen 13 % verteilen sich relativ 
gleichmäßig auf die Länder Lateinamerikas, Nordafrikas und des Nahen 
Ostens (Weltbank 1990: 35). 

3 Während das Ausmaß der absoluten Annut die Anzahl der Menschen - absolut 
oder als Prozent der Gesamtbevölkerung - angibt, die unterhalb der Annutslinie le-
ben, beschreibt die Tiefe der Annut, wie weit die absolut Annen von der Annutsgren-
ze entfernt sind bzw. welcher Teil des Volkseinkommens rechnerisch umverteilt wer-
den müßte, um die absolute Annut vollständig zu beseitigen. 
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58 Hans-Rimbert Hemmer 

(8) Unter regionalen Gesichtspunkten erweist sich die absolute Armut vor 
allem als ein ländliches Problem: Nach Schätzungen der Weltbank lebten in 
den achtziger Jahren ca. 80% aller absolut Armen in ländlichen Gebieten 
(Weltbank 1990: 37). Auch die Tiefe der Armut ist in ländlichen Gebieten 
ausgeprägter als in den Städten: Die städtischen Armen verfügen im Durch-
schnitt über ein höheres Realeinkommen als die ländlichen Armen. Dies 
findet seinen Niederschlag darin, daß die armutstypischen Probleme der 
Unterernährung, der fehlenden Ausbildung, der niedrigen Lebenserwartung 
sowie unzumutbarer Behausung in der Regel in den ländlichen Gebieten aus-
geprägter und gravierender sind als in den Städten (Hemmer/Kötter 1990: 
46ff.). Für die absehbare Zukunft muß jedoch damit gerechnet werden, daß 
sich - bedingt durch das hohe natürliche Bevölkerungswachstum in den Städ-
ten sowie die anhaltende Landflucht - das Problem der absoluten Armut in 
zunehmendem Maße in die Städte verlagern wird. Es ist zu vermuten, daß bis 
zur Jahrhundertwende über die Hälfte der absolut Armen in den Städten leben 
wird (Wissenschaftlicher Beirat 1982: 327f.). 

(9) Alle Maßnahmen und Strategien zum Abbau der Armut setzen die 
Kenntnis ihrer Ursachen voraus. Die Erklärung der Armut erfordert dabei 
dynamische Betrachtungen, die Armut als Prozeß begreifen, der sich auf 
funktionale Zusammenhänge stützt. Die bisher in den Gesellschaftswissen-
schaften erarbeiteten Ansätze der Armutserklärung sind allerdings nur partiel-
ler Natur. Sie liefern keine umfassende Erklärung der Armut als Resultat 
gesellschaftlicher Entwicklungsprozesse, sondern konzentrieren sich auf Ein-
zelaspekte, die zur Armut beitragen. Insofern präsentiert sich die Armutsfor-
schung selbst in einem Zustand absoluter und (verglichen beispielsweise mit 
anderen Bereichen der Entwicklungsforschung) relativer Armut. Dies gilt 
auch für die Wirtschaftswissenschaften: In der entwicklungsökonomischen 
Literatur dominieren bis heute eindeutig Analysen, die sich mit dem globalen 
Produktions- und Wachstums aspekt befassen, während armutsorientierte, 
zielgruppenbezogene Analysen - von wenigen Ausnahmen abgesehen (von 
Brentano 1978; Schönherr 1983; Schäuble 1984; Lipton 1988) - weitgehend 
fehlen. Erst gegen Ende der 80er Jahre hat sich hier unter intellektueller Füh-
rung der Weltbank (Weltbank 1990, 1991, 1992, 1993) etwas Bewegung ein-
gestellt, die aber noch einer deutlichen Aktivitätssteigerung bedarf. In diesem 
Teilgebiet der ökonomischen Entwicklungsanalyse besteht derzeit wohl der 
größte Nachholbedarf. 

(10) Am ehesten können noch einige Ansätze zur Erklärung der materiel-
len absoluten Armut festgestellt werden, auf die sich die folgenden Ausfüh-
rungen konzentrieren werden. Darüber hinaus soll dargelegt werden, welche 
Möglichkeiten für eine armutsorientierte Entwicklungspolitik bestehen, 
gezielt zum Abbau der materiellen absoluten Armut beizutragen. Dabei ist zu 
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Ansatzmöglichkeiten einer armutsorientierten Entwicklungspolitik 59 

berücksichtigen, daß vom Grundsatz her zwei unterschiedliche Wege der 
Armutsbekämpfung offenstehen (Bhagwati 1988; BMZ 1992): 

a) Die indirekte bzw. mittelbare Armutsbekämpfung versucht eine Beein-
flussung jener Wirtschaftsbereiche, in denen überwiegend - aber nicht 
ausschließlich - Arme tätig sind bzw. von denen überwiegend - aber nicht 
ausschließlich - Arme profitieren. Dadurch werden die Spielräume für die 
Armen, ihre Einkommenspositionen individuell zu verbessern, erweitert. 

b) Die direkte bzw. unmittelbare Armutsbekämpfung versucht dagegen die 
Einkommensposition der Armen unmittelbar, d.h. auf der Basis redistribu-
tiver Maßnahmen zugunsten präzise festgelegter Zielgruppen, zu verbes-
sern. 

B. Zur Bestimmung der relevanten Zielgruppen 

Differenziert man zwischen landwirtschaftlichen und nicht-landwirtschaft-
lichen Tätigkeiten, so lassen sich die folgenden typischen Armutsgruppen 
unterscheiden, die sich durch jeweils anderes Ressourceneigentum kennzeich-
nen: 

(1) In der Landwirtschaft sind überwiegend solche Personen arm, die über 
wenig oder gar keinen Landbesitz verfügen. Das sind vor allem 
- Kleinbauern und Pächter, die einer selbständigen Tätigkeit nachgehen, aber 

nur über sehr wenig eigenes Land verfügen; häufig ist dieses Land unpro-
duktiv und liegt außerhalb des bewässerten Gebietes, bspw. in Dürrezonen 
oder in ökologisch gefährdeten Steillagen; 

- Landlose (Landarbeiter, Gelegenheitsarbeiter, Plantagenarbeiter), die ihren 
Lebensunterhalt durch unselbständige, in der Regel sehr niedrig bezahlte 
Lohntätigkeiten verdienen. 

Beide Gruppen sind allerdings nicht exakt voneinander abzugrenzen. Lohn-
arbeit ist nur zu bestimmten Zeiten des Wirtschaftsjahres ausreichend verfüg-
bar, und sie ist häufig vom Wetter (Trockenheit, Regenzeit) abhängig. Der 
Haushalt kann sein gesamtes Arbeitsangebot entweder durch Variation der 
Arbeitszeit oder durch eine veränderte Teilnahme am Erwerbsleben anpassen. 
Haushaltsmitglieder können auf der Suche nach Arbeit den Wohnsitz wech-
seln. Viele Landwirte bauen Zwischenfrüchte an und wählen Feldfrüchte, die 
rasch reifen oder besonders widerstandsfähig sind, obwohl sie niedrige 
Erträge bringen. Nicht selten sind die Armen zu verschiedenen Zeiten des 
Jahres als Bauern, Jäger und Sammler, Kleinhandwerker, Kleinhändler und 
Lohnarbeiter tätig (Weltbank 1990: 41 ff.). 

(2) In den nicht-landwirtschaftlichen Sektoren sind überwiegend solche 
Personen arm, die weder über Sachkapital verfügen noch eine Ausbildung 
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durchlaufen haben, die sie für qualifizierte (und dadurch auch höher bezahlte) 
Tätigkeiten geeignet er scheinen läßt. Das sind vor allem: 

- Eigenbeschäftigte oder individuelle Unternehmer, die selbständige Tätig-
keiten ausüben, welche keine oder nur eine geringe Ausbildung vorausset-
zen, nur wenig Sachkapital erfordern und für die keine Werkstatt, kein 
Ladenlokal, keine Transportmittel usw. benötigt werden (z.B. fliegende 
Händler, Schuhputzer, Zigarettenverkäufer, Hausangestellte). 

- Lohnarbeiter in Klein- und Familienbetrieben (z.B. in kleinen Handwerks-
betrieben, Kfz- und Fahrradwerkstätten, Schneidereien, Stickereien, Töp-
fereien). 

Beide Beschäftigungsformen zählen zum sogen. "informellen Sektor", den 
es sowohl in Städten als auch auf dem Lande gibt und der häufig als "Öko-
nomie der Armen" bezeichnet wird (Hemmer/Kötter 1990: 100ff.). Dabei 
stellt in den meisten Fällen die Tätigkeit des individuellen Unternehmers den 
letzten Strohhalm dar, nach dem ein Armer nur greift, wenn er keine Anstel-
lung als Lohnarbeiter findet; die Einkommen aus individueller Unternehmer-
tätigkeit sind - wenn man von einzelnen Kleinunternehmen absieht, die unter 
besonderen wirtschaftlichen Problemen zu leiden haben - meist deutlich 
geringer (und außerdem unsicherer) als die aus Lohntätigkeiten. Demzufolge 
geben die "unfreiwillig" Selbständigen ihre Tätigkeit sofort auf, wenn sich 
die Möglichkeit einer abhängigen Beschäftigung bietet. Andererseits gliedern 
sie sich wieder in den Teilmarkt der Eigenbeschäftigung ein, wenn sie nur für 
einen begrenzten Zeitraum als Lohnarbeiter tätig sein konnten. Insofern 
weisen die städtischen Armen eine hohe Flexibilität bei der Wahl ihrer 
Beschäftigungsform auf (Hemmer/Kötter 1990: 88f.). 

C. Armut und Unterentwicklung 

(1) Zweifelsfrei hängt das Ausmaß der materiellen absoluten Armut 
zunächst vom wirtschaftlichen Entwicklungsstand eines Landes ab: Sie fällt 
ceteris paribus um so größer aus, je weniger entwickelt ein Land ist. Insofern 
kann materielle Armut teilweise durch jene Faktoren erklärt werden, die für 
die ökonomische Unterentwicklung eines Landes verantwortlich sind4. Ent-
sprechend bieten alle Strategien, die via Wachstum zur Verbesserung des 
wirtschaftlichen Entwicklungsstands beitragen, auch die Chance für eine 
zumindest teilweise Lösung dieses Armutsproblems. Oder anders ausge-
drückt: Eine richtig konzipierte, auf Breitenwirkung ausgerichtete Entwick-
lungspolitik ist fast immer auch eine - wenn auch "nur" mittelbare - Politik 

4 Zum Überblick über die Determinanten der Unterentwicklung siehe bspw. 
Hemmer 1988; Hemmer 1990. 
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der Armutsbekämpfung, weil von ihr der zum Abbau der Armut erforderliche 
"trickle-down"-Effekt ausgehen kann. 

(2) Entsprechend diesen Überlegungen sahen in den fünfziger und sechziger 
Jahren die meisten Autoren im wirtschaftlichen Wachstum mit seinem "trickle-
down"-Effekt das wichtigste Mittel zur Verringerung der materiellen Armut. 
Unterstützung fand diese Auffassung vor allem durch Kuznets (Kuznets 1955). 
Er äußerte aufgrund der Ergebnisse eigener empirischer Untersuchungen die 
Vermutung, daß der Entwicklungsprozeß zunächst zwar eine ungleichmäßi-
gere, auf lange Sicht gesehen aber eine gleichmäßigere Einkommensvertei-
lung zur Folge haben werde (sogen. "Kuznets'sche U-These"). Deshalb seien 
keine separaten verteilungspolitischen Maßnahmen erforderlich. 

(3) Seit der Nairobi-Rede McNamaras (McNamara 1973) hat sich die ent-
wicklungstheoretische und -politische Landschaft jedoch verändert; der 
Glaube an die Wirksamkeit des "trickle-down"-Effekts ist deutlich relativiert 
worden. Es gibt mittlerweile eine Vielzahl empirischer Überprüfungen der 
"U-These", von denen ein Teil ihre Bestätigung, ein anderer Teil ihre Wider-
legung liefert. Welche Resultate zustandekommen, hängt u.a. davon ab, ob 
Zeitreihen- oder Querschnittsanalysen vorgenommen werden, welcher Zeit-
raum zugrundegelegt wird und welche konkreten verteilungspolitischen Maß-
nahmen die jeweils untersuchten Länder bereits ergriffen hatten. Und schließ-
lich sagen die Tests (wie auch die "U-These" selbst) nichts darüber aus, ob 
eine zunehmende (bzw. abnehmende) Ungleichverteilung der Einkommen 
auch ein zunehmendes (bzw. abnehmendes) Ausmaß an absoluter Armut 
bedeutet. Insofern kann die "U-These" nicht für die Beantwortung der Frage, 
ob wirtschaftliches Wachstum bei hinreichend langfristiger Betrachtungs-
weise zu einem automatischen Rückgang der absoluten Armut führt, herange-
zogen werden. Diese Überlegungen machen gleichzeitig deutlich, daß auf ein 
eigenständiges Ziel "Abbau der absoluten Armut" im entwicklungspoliti-
schen Zielkatalog nicht verzichtet werden kann - eine Einsicht, die sich 
schon im Weltentwicklungsbericht 1978 findet (Weltbank 1978: 1): 

"Die Entwicklungsbemühungen sind demnach auf ein doppeltes Ziel auszurichten, 
und zwar auf ein schnelles Wachstum und darauf, die Anzahl der in absoluter 
Armut lebenden Menschen so schnell wie möglich zu verringern." 

(4) Wovon hängt es nun ab, ob das Wirtschaftswachstum zu einem spürba-
ren Abbau der absoluten Armut beiträgt? Während in Asien eine Anzahl 
schnell wachsender Länder wie bspw. Malaysia und Indonesien (Weltbank 
1990: 3) spürbare Erfolge im Kampf gegen die Armut erzielen konnten, 
zeigen die bisherigen Erfahrungen Lateinamerikas eine weitgehende Erfolg-
losigkeit der Wachstumsprozesse in bezug auf die Beseitigung bzw. die 
Reduzierung der absoluten Armut (Cardoso/Helwege 1992). Dieses Ergebnis 
hängt eng mit der praktizierten Form der Wachstumspolitik der betrachteten 
Länder zusammen. Die armutspolitische Erfolglosigkeit vieler Länder ist die 
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Folge einer Politik, welche die Signalfunktion des Preismechanismus als Indi-
kator bestehender Knappheitsverhältnisse weitgehend außer Kraft gesetzt hat. 
Angesichts der Tatsache, daß viele Arme ausschließlich über ihre (meist 
ungelernte) Arbeitskraft als produktive Ressource verfügen, setzt Abbau der 
Armut möglichst arbeitsintensive Produktionsverfahren voraus. Wie arbeits-
oder kapitalintensiv produziert wird, hängt entscheidend von den Faktorpreis-
verhältnissen zwischen ungelernter Arbeit und Kapital ab: Je niedriger das 
Zins-/Lohnverhältnis ist, desto billiger ist der Einsatz von Kapitalgütern, 
desto kapitalintensiver wird produziert, desto weniger Arbeitskräfte werden 
eingestellt und desto größer ist die Wahrscheinlichkeit von Armut. In vielen 
Entwicklungsländern wurde eine Politik betrieben, welche die Armen fast 
schon systematisch von einer produktiven Verwertung ihrer Arbeitskraft aus-
schloß: Steuervergünstigungen, Vorzugszölle für importierte Kapitalgüter, 
zinsverbilligte Kredite und ähnliche Maßnahmen schufen einen starken 
Anreiz zur Verwendung kapitalintensiver Verfahren. Dieser Anreiz wurde 
durch kostensteigemde Regulierungen auf den Arbeitsmärkten - z. B. die 
Festlegung von Mindestlöhnen und überzogenen Lohnnebenkosten - ver-
stäikt (Sautter 1991: 39). Als Folge wurden vom formellen Sektor (modeme 
Industrie, Staat) nicht genügend Arbeitskräfte absorbiert; die verbliebenen 
drängten in den informellen Sektor, wo sie die bereits niedrigen Einkom-
mensniveaus noch weiter drückten und damit Ausmaß und Tiefe der absolu-
ten Armut verschärften. 

(5) Verstärkt wurden diese beschäftigungsfeindlichen Tendenzen oft noch 
durch eine Politik, welche die Absatzchancen der arbeitsintensiv produzieren-
den Bereiche deutlich reduziert. In vielen Ländern sind die relativen Preise 
auf den Gütermärkten zu Ungunsten jener Produkte verzerrt, die von der in 
der Regel politisch einflußlosen kleinbäuerlichen Landwirtschaft - also 
jenem Teil der Landwirtschaft, der besonders arbeitsintensiv produziert und 
in dem der größte Teil der ländlichen Armen tätig ist5 - produziert werden. 
Vielfach betreibt der Staat eine Preispolitik, die einseitig zugunsten landwirt-
schaftlicher Großbetriebe und städtischer Bevölkerungsgruppen konzipiert ist 
und die ländlichen Kleinbauern systematisch diskriminiert: Städtische Arme 
werden mit Hilfe staatlich verordneter niedriger Preise für Grundnahrungs-
mittel bevorteilt, ländliche Kleinbauern aufgrund geringer Erzeugerpreise für 
ihre Produkte benachteiligt6• Hinter diesen preispolitischen Interventionen 
des Staates steht meist die Absicht, über relativ geringe Lebenshaltungsko-

5 Kleinbäuerliche Betriebe produzieren überwiegend mit Familienarbeitskräften 
auf arbeitsintensiver Basis; insofern könnte man hier von arbeitsintensiven Familien-
wirtschaften sprechen (Brandt 1992). 

6 Diese internen preispolitischen Interventionen werden vielfach noch durch das 
Exportdumping von Agrarüberschüssen auf den Weltmärkten verschärft: Insbesonde-
re die EG versucht, sich über subventionierte Agrarexporte jener Agrarüberschüsse zu 
entledigen, die durch die zu hohen Garantiepreise in Europa anfallen. Diese Subven-
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sten in den Städten die Geldlöhne für eine forcierte Industrialisierung niedrig 
zu halten. Bezahlt wird dieses Vorgehen jedoch mit unzureichenden Produk-
tions- und Beschäftigungsmöglichkeiten für die kleinbäuerliche Landwirt-
schaft sowie mit teilweise erheblichen Versorgungsengpässen der städtischen 
Armen. 

(6) Damit das angestrebte "Wachstum-cum-trickle-down" stattfindet, 
müssen Arbeitsplätze geschaffen werden, die von den Armen eingenommen 
werden können; das bedeutet in erster Linie Beschäftigungsmöglichkeiten für 
un- oder angelernte Personen. Dies setzt in vielen Ländern grundlegende 
Revisionen der Wirtschaftspolitik voraus. Zunächst müssen die monetären 
und fiskalischen Rahmenbedingungen einer erfolgreichen Entwicklungspoli-
tik über die Gestaltung einer stabilitätsorientierten Geld-, Währungs- und 
Finanzpolitik etabliert werden, ohne die nur geringe Chancen bestehen, den 
Entwicklungsprozeß dauerhaft zu beschleunigen. Außerdem sind die in 
vielen Ländern zu beobachtenden staatlichen Eingriffe in den Preisbildungs-
prozeß bzw. die Verzerrungen der Marktpreise durch monopolistische Anbie-
ter- und Nachfragerpositionen so zu reduzieren, daß sich ein System relativer 
Preise herausbilden kann, welches die bestehenden Knappheitsverhältnisse 
auf Faktor- und Gütermärkten weitgehend widerspiegelt. 

(7) Zwar ist die Schaffung von Arbeitsplätzen in erster Linie eine Aufgabe 
der privaten Wirtschaft. Der Staat kann diesen wirtschaftspolitischen Rich-
tungswandel jedoch dadurch unterstützen, daß er Anreize zum verstärkten 
Einsatz von Arbeitskräften gibt. Grundsätzlich werden Arbeitskräfte einge-
setzt, wenn ihre erwartete monetäre Arbeitsproduktivität über ihren monetä-
ren Lohnkosten liegt. Eine Erhöhung des Beschäftigungsgrades muß deshalb 
die Arbeitsproduktivität im Vergleich zu den Lohnkosten erhöhen. Dies erfor-
dert eine drastische Veränderung der oben aufgelisteten armutsgenerierenden 
ökonomischen Rahmenbedingungen. Bewirkt werden kann dies bspw. mit 
Hilfe einer Politik, welche die Absatzchancen für Produkte der arbeitsintensiv 
produzierenden Sektoren durch einen Abbau jener Preisdiskriminierungen 
vergrößert, denen diese Produkte häufig ausgesetzt sind - in diesem Fall 
erhöht sich die monetäre Arbeitsproduktivität -, sowie über eine preisliche 
(z.B. durch die Reduzierung von Lohnnebenkosten) bzw. steuerliche Entla-
stung des Arbeitseinsatzes, d.h. eine Verminderung der monetären Lohnko-
sten. Außerdem kann der Staat Regionen, in denen arbeitsintensive Produk-
tionen dominieren, infrastrukturell vorrangig erschließen; dadurch kann eine 
Erhöhung der Arbeitsproduktivität bewirkt werden, die sich bei unveränder-
ten Lohnkosten wiederum als beschäftigungssteigernd erweist. 

tionen drücken das Weltmarktpreisniveau beträchtlich nach unten (im Durchschnitt 
etwa um ein Drittel). Sie nehmen damit den Kleinbauern in den Entwicklungsländern 
den Anreiz zur Marktproduktion und die Möglichkeit, mehr Einkommen durch Pro-
duktionsausweitung zu erzielen. 
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(8) Bei allen selektiven Fördermaßnahmen zugunsten einzelner Sektoren 
oder Regionen muß auf ihre Vereinbarkeit mit der grundlegenden Forderung 
nach einer Steigerung der volkswirtschaftlichen Effizienz geachtet werden. 
Wenn nämlich die Politik der Erhöhung der volkswirtschaftlichen Effizienz 
im Einzelfall keine Empfehlung für arbeitsintensivere Produktions verfahren 
enthält, kann es u. U. zu Konflikten zwischen dem Beschäftigungsziel (zur 
Erreichung kurzfristig wirksamer Verbesserungen für die Armen) und dem 
Wachstumsziel (zur Erreichung langfristig wirksamer Verbesserungen für die 
Armen) kommen, die politisch entschieden werden müssen. Dabei kommt es 
entscheidend auf die Länge des Zeithorizonts der Entscheidungsträger an: Je 
kürzer der Zeithorizont, desto wahrscheinlicher fällt die Entscheidung zugun-
sten der arbeitsintensiveren Lösung aus (Hemmer 1974). Insofern muß darauf 
geachtet werden, daß die vorgeschlagene Linie gegebenenfalls einzelfallbezo-
gen modifiziert wird. Pauschalurteile und -bewertungen sind jedenfalls nicht 
angebracht. 

D. Armut und interpersonelle Einkommensverteilung 

I. Determinanten der interpersonellen Einkommensverteilung 

(1) Die Tatsache, daß sich absolute Armut nicht nur auf die ärmsten Ent-
wicklungsländer (LLDC) beschränkt, sondern auch in vielen Entwicklungs-
ländern mit mittlerem Einkommen anzutreffen ist, macht deutlich, daß Armut 
nicht nur eine Folge genereller Unterentwicklung ist. Vielmehr werden 
Ausmaß und Tiefe der materiellen Armut in beträchtlichem Umfang durch 
die interpersonelle Einkommensverteilung mitbestimmt. Je ungleichmäßiger 
diese Einkommensverteilung ausfällt, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit 
materieller absoluter Armut. 

(2) Die interpersonelle Primärverteilung der Einkommen wird von folgen-
den Komponenten bestimmt (Hemmer/Kötter 1990: 58ff.): 

- von der interpersonellen Eigentumsverteilung an produktiv nutzbaren Res-
sourcen, 

- vom Ausmaß der produktiven Nutzung dieser Ressourcen, 

- vom Erlös, der aus dem Einsatz dieser Ressourcen erzielt wird. 

(3) Die aus dem Ressourceneigentum und -einsatz resultierende interper-
sonelle Primärverteilung der Einkommen kann ihrerseits durch freiwillige 
oder vom Staat verordnete Maßnahmen in eine andere Sekundärverteilung 
umgewandelt werden7. 

7 Die hier vorgenommene Klassifikation deckt den in jüngster Zeit in der Fachlite-
ratur intensiv erörterten Sen'schen "entitlement"-Ansatz ab, differenziert aber stärker 
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(4) Annut kann dann - unabhängig vom gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lungsstand - vorliegen, wenn diese Determinanten der interpersonellen Ein-
kommensverteilung starke Unterschiede, die sich nicht kompensieren, zwi-
schen einzelnen Personengruppen aufweisen. Aufgabe einer armutsorientier-
ten Entwicklungspolitik ist es entsprechend, für einen Abbau dieser 
personenspezifischen Ungleichheiten zu sorgen. Diese Aspekte sollen im fol-
genden für die wichtigsten Formen der Ungleichheiten zwischen einzelnen 
Personengruppen vertieft werden. 

11. Armut als Folge ungleich verteilten Ressourceneigentums 

1. Vorbemerkungen 

(1) Die interpersonelle Eigentumsverteilung an produktiv nutzbaren Res-
sourcen besagt, wie die Produktionsfaktoren Arbeit, Kapital (und zwar 
sowohl Human- als auch Sachkapital) und natürliche Ressourcen innerhalb 
einer Gesellschaft auf einzelne Personen oder Haushalte verteilt sind. Je kon-
zentrierter diese interpersonelle Eigentumsverteilung ausfällt, desto unglei-
cher sind die jeweiligen Chancen, durch die produktive Verwendung des 
Ressourceneigentums Einkommen zu erzielen. 

(2) Bei der unzureichenden Verfügbarkeit über Ressourcen als Determi-
nante absoluter Armut geht es im Prinzip, wie die Darstellung der wichtigsten 
Zielgruppen einer Politik der Armutsbekämpfung in Kapitel B gezeigt hat, 
um zwei Ressourcenkomplexe : 

und ist vom ökonomischen Grundverständnis her gesehen leichter nachvollziehbar. 
Nach Sen ist Hunger - und Hunger ist die nachdrücklichste Ausdrucksform von Ar-
mut - das Ergebnis einer unzureichenden Ausstattung von Menschen mit "entitle-
ments" (Berechtigungen) zum Erwerb lebenserhaltender Güter. Solche "entitlements" 
können im wesentlichen auf zwei Arten geschaffen werden: 
a) durch den Besitz und die Verwertung von Produktionsfaktoren ("endowments") -

einschließlich den Vermarktungs möglichkeiten der erzeugten Güter - sowie die 
Einbringung der eigenen Arbeitskraft in Lohnarbeitsverhältnisse; 

b) durch Transferansprüche monetärer (bspw. durch Kaufkrafttransfers im Rahmen 
einer Redistributionspolitik) und nicht-monetärer (bspw. durch Zugang zu öffent-
lichen Gütern) Art gegenüber anderen sozialen Einheiten. 

Armut kann dann auf zwei verschiedene "entitlement failures" zurückgeführt wer-
den: 
a) direkte Berechtigungsdefizite sind das Ergebnis einer unzureichenden Fähigkeit, 

die zur Grundbedürfnisbefriedigung benötigten Güter auf subsistenzwirtschaft-
licher Basis selbst herzustellen; 

b) handelsabhängige Berechtigungsdefizite resultieren aus ungünstigen Austauschver-
hältnissen zwischen den nicht in Eigenproduktion herstellbaren Grundbedürfnisgü-
tern und den zum Austausch angebotenen eigenen Gütern und Faktorleistungen. 

Vgl. hierzu Sen 1981, Dreze/Sen 1989 sowie Gasper 1993 und die dort angegebene 
Literatur. 
5 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 234 
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a) In ländlichen Gegenden liefert die Ausstattung der Annen nlit Land 
wegen der dominierenden Rolle der Landwirtschaft eine für das Zustande-
kommen ländlicher Annut wesentliche Erklärung. Sieht man von einigen 
stark bevölkerten Ländern (wie bspw. Bangladesh) mit ihrem - bezogen 
auf die Bevölkerungsgröße - Gesamtmangel an landwirtschaftlich nutzba-
ren Böden ab, ist der unzureichende Besitz der Armen an Grund und 
Boden überwiegend das Ergebnis einer sehr ungleichmäßigen Bodenbe-
sitzverteilung. 

b) Zum anderen erweist sich für viele Anne ihre mangelhafte Ausstattung 
mit Humankapital als wesentliche Ursache ihrer Annut. Bei den meisten 
Armen ist der das Humankapital bestimmende Bildungs- und Ausbil-
dungsstand so niedrig, daß von ihm keine deutlichen Positionsverbesse-
rungen zu erwarten sind. In der Regel verfügen die Annen einer Gesell-
schaft mit Ausnahme ihrer ungelernten Arbeitskraft - die ihrerseits durch 
Hunger, Unterernährung und Krankheiten stark belastet ist - über keine 
oder nur über sehr geringe produktiv verwendbaren Ressourcen. Insbeson-
dere Frauen sind hier stark diskriminiert, deren Ausbildungsniveau durch-
gängig niedriger ist als das der Gesamtbevölkerung und die daher einen 
besonders großen Anteil an der absolut armen Bevölkerung ausmachen. 

2. Handlungsfelder einer armutsorientierten Entwicklungspolitik 

a) Verbesserter Zugang zu Land 

(1) Entsprechend dieser Diagnose müßte im Vordergrund einer Strategie 
zur Bekämpfung der ländlichen Annut eine Landreform stehen, die eine 
gleichmäßigere Verteilung des Eigentums an Grund und Boden bewirkt. 
Allerdings darf eine solche Landreform nicht zu kleine Parzellen zur Folge 
haben; bei einer zu starken Zersplitterung des Grundbesitzes besteht die 
Gefahr, daß die Bodenproduktivität stark zurückgeht. Insofern muß man die 
natürlichen Rahmenbedingungen solcher Landreformen beachten. Ebenso ist 
zu berücksichtigen, ob etwaige Produktivitätsverluste einer Landreform, die 
zu suboptimalen Betriebsgrößen (Minifundien) führt, durch die Schaffung 
von Produktionsgenossenschaften aufgefangen werden können. Hier müssen 
stets die Bedingungen des Einzelfalls berücksichtigt werden, wenn man zu 
wachstums- und verteilungspolitisch gleichermaßen vernünftigen Ergebnis-
sen kommen möchte. 

(2) Landreformen können zweifellos die Armut verringern, doch sind sie 
nur in bestimmten Situationen durchführbar. Fast allen größeren Umvertei-
lungen des Grundbesitzes im zwanzigsten Jahrhundert gingen eine Revolu-
tion, ein verlorener Krieg oder die nationale Befreiung von der Kolonialherr-
schaft voraus. Diese Umwälzungen führten in vielen Fällen zu kollektiven 
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Großorganisationen, ohne daß die landlosen Armen davon profitiert hätten. 
Die überkommene Agrarordnung wurde hinweggefegt; Entschädigungen gab 
es nicht. In anderen Ländern kam die Reform den Pächtern, Kleinbauern oder 
Neusiedlern zugute, denen individuelle Eigentumsrechte zugesprochen 
wurden. In manchen Fällen wurde eine Entschädigung gezahlt, die aber 
gewöhnlich auf niedrigen Wertansätzen beruhte. Landreformen, denen keine 
größere Umwälzung voranging, waren dagegen selten weitreichend, so daß 
sich ihre Auswirkungen auf die Armen in Grenzen hielten (Weltbank 1990: 
77f.). Auf jeden Fall ist vor der Inangriffnahme von Landreformen ihre poli-
tische Umsetzbarkeit auszuloten, um zu verhindern, daß solche Reformen auf 
halbem Wege stecken bleiben. 

(3) Eine mögliche Alternative zu Landreformen für den verbesserten 
Zugang der Armen zu Grund und Boden können Schritte zur Vergrößerung 
des Angebots an Pachtland8 (bspw. durch das Aufheben etwaiger Verbote 
von Pachtverträgen; Bell 1990), zur Klärung von Grundbesitzverhältnissen 
und zur Verbesserung der Verwaltung von Gemeinschaftseigentum an natür-
lichen Ressourcen sein. Solche Maßnahmen könnten für viele Arme auf dem 
Land neue Chancen zur Verbesserung ihrer Einkommensposition eröffnen. 

b) Verbesserter Zugang zu Humankapital 

(1) Als zweites zentrales Ressourcendefizit der Armen erweist sich ihre 
Ausstattung mit Humankapital. Dies gilt nicht nur für die Durchführung selb-
ständiger Produktionsaktivitäten - bspw. in der kleinbäuerlichen Landwirt-
schaft -, sondern auch im Hinblick auf die Besetzbarkeit jener Arbeitsplätze, 
die im Zuge einer "Wachstums-cum-trickle-down-Politik" geschaffen 
werden. Entsprechend wichtig ist es deshalb, den Armen die entsprechenden 
Qualifizierungsmöglichkeiten zur Verfügung zu stellen. Ohne größere Inve-
stitionen in das Humankapital der Armen dürften Maßnahmen zur Verminde-
rung der Armut auf lange Sicht wenig Aussicht auf Erfolg haben: 

- Mit Verbesserungen im Gesundheits- und Ernährungsbereich werden die 
schlimmsten Folgen der Armut direkt angegangen und zu erreichen ver-
sucht, daß die Armen überhaupt in der Lage sind, ihre Arbeitskraft produk-
tiveinzubringen9 ; 

8 In diesem Fall werden die Eigentumsrechte in ihrer verteilungsbestimmenden 
Funktion durch Nutzungsrechte abgelöst. 

9 Üblicherweise wird davon ausgegangen, daß eine Mangelernährung die wichtig-
ste Determinante der meisten Gesundheitsprobleme in den Entwicklungsländern ist; 
außerdem beeinträchtigt Mangelernährung die Arbeitsfähigkeit der Betroffenen 
(Hemmer 1979). Neuere Untersuchungen (z.B. EdmundsonlSukhatme 1990) relativie-
ren diese Aussage. Danach besteht kein signifikanter Zusammenhang zwischen Ernäh-
rungszustand und Leistung, sondern bestenfalls zwischen Ernährungszustand und Lei-

5* 

This content downloaded from 58.97.216.197 on Thu, 05 Sep 2024 02:42:00 UTC
All use subject to https://about.jstor.org/terms



68 Hans-Rimbert Hemmer 

- durch Maßnahmen der Aus- und Fortbildung soll bewirkt werden, daß sich 
die Humankapitalausstattung der Armen verbessert und dadurch ihre Chan-
cen steigen, Einkommen zu erzielen, die es ihnen ermöglichen, der 
Armutsfalle zu entrinnenlO. 

Im allgemeinen fehlt es den Armen aber an Zugang zu den hierfür erforder-
lichen grundlegenden Dienstleistungen (Weltbank 1990: 95 ff.). 

(2) Obwohl gerade im Bereich der Aus- und Fortbildung von der privaten 
Wirtschaft wesentliche Leistungen erbracht werden, die der Staat durch 
gesetzliche Rahmenbedingungen kanalisieren und teilweise auch mobilisie-
ren kann, verbleiben soziale Leistungen des Staates zugunsten einzelner 
Armutsgruppen als wesentliche Bestandteile einer Politik der Armutsbekämp-
fung. Zwar haben die Entwicklungsländer in den vergangenen Jahren große 
Fortschritte im Gesundheits- und Erziehungswesen erzielt; der Wirkungsgrad 
der dazu aufgewendeten öffentlichen Ausgaben hätte jedoch deutlich höher 
sein können, wenn sie sich gezielter an die Armen als Zielgruppe gewendet 
hätten. Erfahrungsgemäß haben die Armen einen schlechteren Zugang zu 
diesen öffentlichen Gütern und Dienstleistungen als andere Gruppen. Selbst 
bei grundsätzlich möglichem Zugang ist die Inanspruchnahme dieser Leistun-
gen häufig gering, weil vielfach Benutzergebühren anfallen, die von den 
Armen nicht finanziert werden können. Eine erfolgversprechende Politik der 
Armutsbekämpfung macht es deshalb erforderlich, daß diese Beeinträchtigun-
gen der Zugangschancen der Armen zu den entsprechenden Einrichtungen 
abgebaut werden. Zu beachten ist dabei, daß dieses Ziel nicht automatisch 
durch eine allgemeine Steigerung der Ausgaben für soziale Leistungen 

stungsreserven. Die Verknüpfung mit der Gesundheit sei - so lautet diese Argumenta-
tion - ebenfalls schief, weil Ernährung in seinen Gesundheitsauswirkungen überlagert 
wird von verunreinigtem Wasser, unzumutbaren sanitären Zuständen sowie infektiö-
sen Krankheiten, die sich wesentlich stärker bei der die Leistungsflihigkeit determinie-
renden Gesundheit niederschlagen als die Ernährungssituation. 

10 Erfahrungsgemäß vergrößern Bildung und Ausbildung die Produktivität der Ar-
beitskraft - also des wichtigsten Aktivums der Armen. Auf der Ebene des einzelnen 
resultiert daraus ein höheres Einkommen. So liegen in jenen Sektoren, in denen Löhne 
gezahlt werden, die individuellen Erträge der Bildung und Ausbildung durchweg über 
denen konventioneller Investitionen. Aber auch bei der Durchführung selbständiger 
Tätigkeiten ist das Bildungsniveau wesentlich für die Höhe der erzielbaren Einkom-
men: Gebildeten Bauern dürfte es leichter fallen, neue Techniken zu übernehmen, und 
praktisch alle Untersuchungen über die landwirtschaftliche Produktivität zeigen, daß 
besser gebildete Bauern einen höheren Ertrag aus ihren Anbauflächen erzielen. Auch 
im informellen Sektor weisen die wenigen vorhandenen Studien auf einen positiven 
Einfluß der Bildung auf die Produktivität hin: Eine bessere Bildung gibt den Arbeits-
kräften vielfältigere Möglichkeiten der Selbständigkeit und· erlaubt die Wahl einträg-
licherer Alternativen (zum Beispiel zeitgemäßen Handel anstelle traditioneller Hand-
arbeiten). In den meisten Teilbereichen des informellen Sektors steigen die Stunden-
verdienste mit den Bildungsjahren; sie schwanken dabei je nach Art der Tätigkeit und 
differieren manchmal zwischen Männern und Frauen (Weltbank 1990: 97). 
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erreicht wird. Vielmehr müssen die bestehenden Strukturen der Leistungsbe-
reitsteIlung zugunsten der Armen ausgerichtet werden. Die wichtigsten 
sozialpolitischen Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensbedingungen der 
Armen sind jene, die auf die Grundversorgung abstellen: Ausbau und Verbes-
serung der Grundschule und der Grundversorgung im Gesundheitswesen 
(Weltbank 1990: 97). 

(3) Das für die Armen größte Hindernis beim Zugang zu Leistungen des 
Gesundheits- und Erziehungswesens besteht im Mangel an physischer Infra-
struktur - vor allem in den ländlichen Gebieten. Die Bereitstellung dieser Lei-
stungen konzentriert sich systematisch auf die Städte. Dagegen ist die ländli-
che Versorgung quantitativ und qualitativ unzureichend. Um die Zielgruppe 
der Armen besser erreichen zu können, müßte im Gesundheitsbereich bspw. 
das "Primary Health Care"-Konzept mit seiner im Vergleich zur modemen 
Medizin wesentlich stärkeren Ausrichtung auf die wichtigsten Gesundheits-
probleme der Armen gezielt verfolgt werden. Im Bildungsbereich bedarf es 
neben der quantitativen Ausdehnung insbes. des Grundbildungsbereichs 
(Schulgebäude, qualifiziertes Lehrpersonal) grundlegender inhaltlicher Refor-
men (z.B. Curriculumreformen, Verfügbarkeit von Schulbüchern und ande-
ren Unterrichtsmaterialien) in Richtung auf eine stärkere Berücksichtigung 
solcher Probleme, mit denen die Armen konfrontiert sind (z.B. Grundkennt-
nisse der Hygiene und der Umwelt statt der Geschichte der früheren Kolonial-
macht). 

111. Armut als Folge einer unzureichenden produktiven 
Nutzung von Ressourceneigentum 

1. Vorbemerkungen 

(1) Einkommen als Folge des Eigentums an produktiveinsetzbaren Res-
sourcen lassen sich nur erzielen, wenn diese auch tatsächlich produktiv 
genutzt werden (Hemmer 1988: 185). Hier sind vor allem zwei Beschränkun-
gen zu beachten: 
a) Zum einen besteht die Möglichkeit, daß die Eigentumsrechte an diesen 

Ressourcen nicht genutzt werden dürfen bzw. können. Rechtliche Verbote 
von seiten des Staates (wie beispielsweise das Verbot, bestimmte Boden-
flächen landwirtschaftlich zu nutzen oder bestimmte Tätigkeiten trotz hin-
reichender fachlicher Qualifikation auszuüben, sowie die verwaltungsmä-
ßigen Blockaden potentieller unternehmerischer Initiativen: de Soto 1989) 
können ebenso Armut verursachen wie Hindernisse, die sich aus der 
Machtausübung einzelner Gruppen oder Individuen den Armen gegenüber 
ergeben (wie bspw. Maßnahmen von Großgrundbesitzern, die gegen 
Kleinbauern gerichtet sind, sowie die illegalen Aktivitäten krimineller 
Gruppen in städtischen Armenvierteln). 
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b) Zum anderen kann die Nutzung der Eigentumsrechte daran scheitern, daß 
die für die Durchführung produktiver Tätigkeiten komplementär benötig-
ten Ressourcen grundsätzlich fehlen oder nicht zu akzeptablen Bedingun-
gen erworben werden können. Tatsächlich setzen fast alle produktiven 
Tätigkeiten den gleichzeitigen Einsatz mehrerer Produktionsfaktoren 
voraus. Erst ihre Kombination führt zur Entstehung von Produktion, der 
physischen Grundlage von Einkommen. Besteht kein bzw. kein ausrei-
chender Zugang zu den benötigten Komplementärfaktoren, können die 
potentiell nutzbaren Ressourcen nicht eingesetzt werden: Ihr Eigentum 
kann Armut nicht verhindern. 

(2) Auf dem Lande stellt bspw. nicht nur der unzureichende Zugang zu 
Grund und Boden, sondern auch zu Infrastruktur (vor allem zu physischer 
Infrastruktur) eine wesentliche Ursache der unzureichenden produktiven Nut-
zung von Ressourceneigentum, insbes. von Land, dar. Armen Bauern steht 
typischerweise weniger öffentliche Infrastruktur zur Verfügung als den bes-
sergestellten Landwirten. Mit Straßen und Elektrizität werden an erster Stelle 
die relativ wohlhabenden Bauern versorgt. Die Wasserversorgung vieler bäu-
erlicher Kleinbetriebe ist besonders erratisch und ungenügend. Oftmals 
führen der niedrige Standard der Kanalbauten und ihrer Instandhaltung dazu, 
daß die oberirdische Bewässerung nur einen Teil der vorgesehenen Fläche 
erreicht. Für Kleinbauern sind aber Tiefbrunnen, Rohrbrunnen und Pumpanla-
gen unerschwinglich (Weltbank 1990: 83 f.). 

Auch im städtischen Bereich zeigen sich - insbes. für den informellen 
Sektor - erhebliche Defizite bei der physischen Infrastruktur. Viele städtische 
Arme haben nur unzureichenden Zugang zur städtischen Trinkwasserversor-
gung, Abwasserentsorgung und Müllbeseitigung. Ihre Wohnungen (vor allem 
die Wohnungen in den illegalen Spontansiedlungen) sind nicht nur auf frem-
dem Land errichtet, sondern genügen auch nicht jenen Standards, die erfüllt 
sein müssen, damit für die Bewohner keine umweltverursachten Gesundheits-
gefährdungen vorliegen. Außerdem verfügen viele Wohngebiete der Armen 
nicht über den zur Ausübung produktiver Tätigkeiten benötigten Elektrizitäts-
anschluß. Dadurch ist den Armen häufig die Chance genommen, in der Nähe 
ihrer Wohnungen unternehmerisch tätig zu werden (und evtl. noch Arbeits-
plätze für andere Arme zu schaffen). Um zu besser geeigneten Betriebsstätten 
und Arbeitsplätzen zu gelangen, sind sie auf öffentliche Verkehrsmittel ange-
wiesen; deren Benutzung können sie jedoch häufig nicht bezahlen. 

(3) Ein gemeinsames Kennzeichen ländlicher und städtischer Armut ist 
der unzureichende Zugang der Armen zum Kapitalmarkt, d. h. in erster Linie 
zu Krediten. Die aus unzureichenden Kreditaufnahmemöglichkeiten resultie-
renden Probleme der Armen erweisen sich deshalb als besonders gravierend, 
weil die Armen aufgrund ihrer niedrigen Einkommen nur zum Aufbringen 
minimaler Sparbeträge fähig sind. Dadurch haben sie nur geringe Möglich-
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keiten zur Kapitalakkumulation aus eigener Kraft, um durch eigenfinanzierte 
Investitionen ihre Produktivität in nennenswertem Umfang zu steigern; die 
zum "Entrinnen aus der Armutsfalle" unverzichtbare Kapitalbildung ist fak-
tisch nur über Kreditaufnahme finanzierbar. Eine solche Kreditaufnahme auf 
dem offiziellen (= formellen) Geld- und Kreditmarkt ist den Armen aber 
nahezu vollständig verwehrt. In der Tat bilden die Schwierigkeiten formaler 
und bürokratischer Kreditvergabeprozeduren mit ihren teilweise überzogenen 
Anforderungen an den Bildungsstand der Kreditnachfrager und den Nachweis 
entsprechender Sicherheiten vielfach nahezu unüberwindliche Barrieren. Päch-
ter sind meist von vorneherein ausgeschlossen, und Kleinbauern fehlen die 
Besitzurkunden. So führt der Weg häufig in die ,,klassische Armutsfalle", zum 
privaten Geldverleiher bzw. zum informellen Geld- und Kapitalmarkt. Umge-
kehrt fehlen Finanzinstitutionen, die auf dem Land die in geringem Umfang 
vorhandenen potentiellen Ersparnisse sammeln und investieren. Als Folge 
wird die ohnehin begrenzte Sparfähigkeit der unteren Einkommensgruppen 
nicht voll genutzt; ihre ausgeprägte Neigung zu demonstrativem Konsum, die 
sich besonders stark bei Anlässen wie Geburt, Hochzeit oder Tod zeigt, wird 
statt dessen noch verstärkt (Wissenschaftlicher Beirat 1979: 22). 

(4) Sowohl in ländlichen als auch in städtischen Gebieten wird die Armut 
durch die unzureichenden Kenntnisse der produktiven Nutzung der vorhande-
nen Ressourcen noch verstärkt, d.h. fehlende Humankapitalausstattung und 
unzureichende Nutzung von Land und Sachkapital hängen eng miteinander 
zusammen. Bspw. werden in der kleinbäuerlichen Landwirtschaft im Prinzip 
verfügbare biologisch-, mechanisch- und organisatorisch-technische Fort-
schritte (wie die Einführung von Hochertragssorten, Mehrfachanbau, Mine-
raldünger oder Pflanzenschutzmitteln) nur in wenigen Fällen übernommen. 
Teilweise können die hierfür erforderlichen finanziellen Vorleistungen von 
den Armen nicht aufgebracht werden, teilweise wird das mit der Einführung 
solcher Fortschritte verbundene Risiko als zu hoch eingeschätzt (möglicher-
weise als Ausdruck konservativer Grundwerte oder aber in Reaktion auf die 
bestehende Agrarverfassung; vgl. HemmerlKötter 1990: 67ff.), teilweise 
fehlt es einfach an Kenntnissen über die Chancen dieser Fortschritte. Mitun-
ter werden diese Blockaden einer verstärkten Nutzung technischer Fort-
schritte durch die armen Kleinbauern von der staatlichen Entwicklungs-, 
insbes. Agrarpolitik noch verstärkt, weil sie die traditionelle Landwirtschaft 
bei der Forschung, der Ausbildung und der Beratung meist systematisch ver-
nachlässigt. Häufig werden einseitig modeme, meist arbeits sparende Techno-
logien gefördert, die in der Regel nur in größeren Betrieben rentabel anwend-
bar sind. Entsprechend nimmt die Konkurrenzfähigkeit kleinerer Betriebe ab. 
Sie geraten zunehmend in Gefahr, vom Markt verdrängt zu werden. 

Vergleichbare Überlegungen sind in bezug auf nicht-landwirtschaftliche 
ländliche Tätigkeiten sowie in bezug auf den städtischen informellen Sektor 

This content downloaded from 58.97.216.197 on Thu, 05 Sep 2024 02:42:00 UTC
All use subject to https://about.jstor.org/terms



72 Hans-Rimbert Hemmer 

anzustellen. Auch dort finden sich teilweise deutliche technische Wissenslük-
ken, die als Bestimmungsfaktor der dort feststellbaren Armut gewertet 
werden können. 

2. Handlungs/eider einer armutsorientierten Entwicklungspolitik 

a) Schaffung der benötigten rechtlichen und administrativen 
Sicherheiten für die Armen 

Aus der hier angestellten Diagnose ergibt sich als erster Schritt für eine 
Verbesserung der Chancen armer Personengruppen, ihr Ressourceneigentum 
produktiv verwenden zu können, die Schaffung rechtsstaatlicher Verhältnisse 
auch in jenen Gebieten, in denen die Armen leben, also auch in städtischen 
Elendsvierteln sowie innerhalb der Einflußsphäre von Großgrundbesitzern. 
Besitzunsicherheiten sowie allgemeine politische Unsicherheiten und Risi-
ken, die sich oft als wesentliche Bestimmungsgründe der Armut erweisen, 
müssen nachhaltig abgebaut werden. Auch eine "Abspeckung" bislang 
bestehender Reglementierungen privater Aktivitäten durch die Bürokratie 
sowie bestehende Gesetze ist vielfach ins Auge zu fassen. Das setzt in mehre-
ren Ländern grundlegende Veränderungen ihrer Verwaltungs strukturen in 
eine Richtung voraus, die sich wesentlich stärker als bisher mit den Proble-
men armer Bevölkerungsgruppen befaßt und sich gemeinsam mit den Armen 
um Lösungen bemüht. In vielen Fällen ist eine ausgeprägtere Dezentralisie-
rung der Verwaltungs strukturen, insbesondere eine Stärkung der lokalen Ver-
waltungsebene, unverzichtbar, wenn wirklich nachhaltige Erfolge im Kampf 
gegen die Armut erzielt werden sollen. Insofern besteht eine enge Verknüp-
fung mit einem Großteil jener Forderungen nach einer Politikreform, die 
bereits im Zusammenhang mit dem Einfluß der allgemeinen Unterentwick-
lung auf die Armut diskutiert worden sind. 

b) Verbesserter Zugang zur Infrastruktur 

(1) Weiterhin sind zielgruppengerechtere Zugangsmöglichkeiten zur Infra-
struktur zu schaffen. Vor allem ist gezielter als bisher die Unterstützung von 
Infrastrukturmaßnahmen (insbes. beim Straßen- und Wegebau, bei der Errich-
tung und Unterhaltung von Lagerkapazitäten, bei der Durchführung und 
Instandhaltung von Bewässerungsmaßnahmen - z.B. dem Bau von Tiefbrun-
nen sowie der Anlage und Pflege von Bewässerungskanälen - sowie bei der 
Schaffung von Kommunikationseinrichtungen) in Gegenden vorzunehmen, in 
denen besonders viele Arme leben. Diese Ausrichtung ist um so wichtiger, als 
die physische Infrastruktur sich häufig als Engpaß für den Zugang der Armen 
zu sozialen Leistungen des Staates sowie zu Märkten bzw. Vermarktungsein-
richtungen erweist. 
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(2) Eine unmittelbare Verbesserung der Einkommenschancen dieser 
Armen könnte außerdem durch Sanierungsmaßnahmen der Slum- und Squat-
tersiedlungen, in denen die meisten städtischen Armen leben, sowie durch die 
rechtliche Absicherung des bebauten Bodens erreicht werden. In den meisten 
Städten der Dritten Welt fließt der größte Teil der Infrastrukturausgaben in 
die Stadtzentren mit ihrem hohen Anteil an modernen Unternehmen sowie in 
die Wohngebiete der Mittel- und Oberklassen; die Armutsviertel werden 
meist ausgeklammert oder nur geringfügig berücksichtigt. Eine stadtpoliti-
sche Trendwende könnte hier spürbare Fortschritte bei der Armutsbekämp-
fung bewirken. 

(3) In diesem Zusammenhang stellen insbesondere öffentliche Beschäfti-
gungsprogramme - wie bspw. "food-for-work"-Maßnahmen - eine attraktive 
Politikvariante der Armutsbekämpfung dar. Solche Programme sind sowohl 
im städtischen als auch im ländlichen Bereich möglich. Werden zur Durch-
führung dieser Beschäftigungsprogramme arme Personen eingesetzt, so profi-
tieren sie während der Programmdurchführung von den ausbezahlten monetä-
ren und/oder nicht-monetären Transferleistungen. Erstellen die Beschäfti-
gungsprogramme Infrastrukturleistungen, die in erster Linie auf die 
Bedürfnisse armer Zielgruppen ausgerichtet sind, so ergibt sich auch nach 
Abschluß der Maßnahme ein Nutzen für die Armen. 

c) Verbesserter Zugang zum Kapitalmarkt 

(1) Ein gemeinsames Kennzeichen ländlicher und städtischer Armut ist 
der unzureichende Zugang der Armen zum Kapitalmarkt, d. h. in erster Linie 
zu Krediten. Das Kreditbeschaffungsproblem der Armen ist dabei keineswegs 
ein Problem der Zinshöhe, sondern des Zugangs zum formellen Geld- und 
Kapitalmarkt. Beim Geldverleiher zahlen die Armen deutlich höhere Zinsen 
als am formellen Kapitalmarkt gefordert werden. Eine breite Literatur belegt, 
daß die Realzinsen an den freien ländlichen Kapitalmärkten häufig wesent-
lich mehr als 50% pro Jahr betragen. Kleinbauern zahlen in der Regel noch 
weit höhere Zinsen, weil sie keine ausreichenden Sicherheiten vorweisen 
können und außerhalb der Klientelbeziehungen der Macht stehen (Brandt 
1992). Deshalb geht es auch nicht darum, den Armen Zinssubventionen 
zukommen zu lassen, die aus gesamtwirtschaftlicher Sicht die Allokation der 
Ressourcen zu Ungunsten des Faktors Arbeit verzerren, wegen ihrer Rückwir-
kungen auf die Guthabenzinsen für Einleger die inländische Sparbereitschaft 
demotivieren und Begünstigung und Korruption herausfordern. Wesentlich 
ist vielmehr die Öffnung des regulären Kapitalmarkts für die Armen, um sich 
dort zu marktüblichen Konditionen verschulden zu können. 

(2) Die entscheidende Bedingung für einen verbesserten Zugang der 
Armen zum Kreditsystem besteht darin, das System der Finanzinstitutionen 
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so auszubauen, daß arme Personen sowohl mit ihren Ersparnissen (wie gering 
diese auch sein mögen) als auch mit ihren Kreditwünschen Zugang finden. 
Obwohl das Beispiel der Grameen-Bank in Bangladesh nicht ohne weiteres 
von anderen Ländern übernommen werden kann (Hulme 1990), zeigen die 
hierbei gewonnenen Erfahrungen, daß es viele bislang noch unausgenutzte 
Spielräume für einen verbesserten Zugang der Armen zum Kreditsystem -
bspw. über Gruppenkredite - gibt. Dabei kann beim Ausbau der finanziellen 
Infrastruktur viel von der Arbeitsweise der informellen Kreditgeber gelernt 
werden. Diese bieten Kunden mit niedrigen Einkommen Kleinkredite auf der 
Grundlage ihrer persönlichen oder geschäftlichen Bekanntschaft an. Da der 
informelle Geldgeber über seine Kunden gut informiert ist, kann er im Hin-
blick auf Kreditsicherheiten und Tilgungsmodalitäten flexibel reagieren 
(Weltbank 1990: 80ff.). 

d) Verbesserter Zugang zur Technologie 

(1) Darüber hinaus muß die bislang bestehende Bevorzugung der Großbe-
triebe bei den Zugangsmöglichkeiten zu den technischen Fortschritten abge-
baut werden. Ebenfalls benötigen die betrachteten Länder eigene Einrichtun-
gen für die Anpassung landwirtschaftlicher Forschungsergebnisse an die 
Bedürfnisse der kleinbäuerlichen Landwirtschaft. Die internationalen For-
schungsinstitute leisten den Großteil der wissenschaftlichen Grundlagenar-
beit, die für Neuentwicklungen notwendig ist. Die einzelnen Länder müssen 
ihrerseits in der Lage sein, die für sie relevanten Technologien zu erkennen 
und an die spezifischen Bedingungen der verschiedenen Betriebsstandorte 
anzupassen. Die landwirtschaftliche Betriebsforschung muß erweitert werden 
und neben dem traditionell im Vordergrund stehenden Pflanzenanbau bei-
spielsweise Methoden der Boden- und Viehbewirtschaftung einbeziehen. Um 
all dies möglich zu machen, benötigen die Länder gut ausgebildete Bera-
tungskräfte, die als Bindeglied zwischen Wissenschaftlern und Kleinbauern 
fungieren (Weltbank 1990: 83). 

(2) Die wirtschaftlichen Chancen der Übernahme solcher technischen 
Fortschritte durch die Armen werden oftmals unterschätzt. Vielfach wird 
nicht zur Kenntnis genommen, daß Fortschritte der Agrartechnik in manchen 
Regionen den Kleinbauern erheblich genutzt haben. Von der Grünen Revolu-
tion profitierten bspw. viele Kleinbauern in Lateinamerika und Asien; in 
Afrika südlich der Sahara setzen hingegen relativ wenig Kleinbauern die ver-
besserten ertragreichen Sorten ein (Weltbank 1990: 72). Diese langsame Aus-
breitung spiegelt gravierende Verzerrungen zum Nachteil der kleinbäuer-
lichen Landwirtschaft wider. Viele Länder haben eine mechanisierte Markt-
produktion subventioniert, die außerhalb der Reichweite der meisten 
Kleinbauern liegt. Häufig ist die Versorgung mit Vorleistungen unzuverlässig 
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und Lagerkapazitäten fehlen. Noch wichtiger ist die Schwäche der einheimi-
schen Agrarforschungseinrichtungen. Dadurch wurde der Entwicklung und 
Verbreitung von Neuzüchtungen und Anbauverfahren, die für die regenab-
hängigen Kleinbetriebe geeignet sind, zu wenig Beachtung geschenkt wurde. 

(3) Vergleichbare Überlegungen sind auch in bezug auf nicht-landwirt-
schaftliche ländliche Tätigkeiten sowie in bezug auf den städtischen informel-
len Sektor anzustellen. Auch dort finden sich teilweise deutliche technische 
Wissenslücken, deren im Prinzip mögliche Beseitigung erhebliche Produkti-
vitätsgewinne zur Folge hätte. Insofern gelten die hier erhobenen Forderun-
gen nach einer zielgruppenorientierten Ausdehnung der Forschungs-, Ausbil-
dungs- und Beratungstätigkeiten des Staates auch für diese nicht-landwirt-
schaftlichen Sektoren, wobei insbes. organisatorische und betriebs-
wirtschaftliche (inclusive buchhalterische) Beratungskomponenten nicht ver-
nachlässigt werden dürfen. 

IV. Armut als Folge einer unzureichenden Erlöserzielung beim 
Einsatz produktiv nutzbaren Ressourceneigentums 

1. Vorbemerkungen 

(1) Werden die produktiv nutzbaren Ressourcen auch tatsächlich einge-
setzt, so hängt die Höhe des erzielbaren Einkommens von ihrer Nettoentloh-
nung ab (Hemmer 1988: 185f.). Zu ihrer Bestimmung sind wiederum zwei 
wesentliche Determinantengruppen aufzuführen: 
a) Zum einen hängt die Nettoerlöshöhe einer eingesetzten Ressource davon 

ab, welche Bruttoerlöse aus dem Verkauf der mit Hilfe dieser sowie kom-
plementärer Ressourcen produzierten Güter und Dienstleistungen erzielt 
werden. 

b) Von den Bruttoerlösen müssen jene Kosten bestritten werden, die bei der 
Produktion durch die Beschaffung jener Komplementärfaktoren verur-
sacht werden, welche die Armen zusätzlich zum Einsatz ihrer eigenen 
Ressourcen benötigen. 

Armut kann sich dann sowohl als Folge eines unzureichenden Zugangs der 
Armen zu den Absatz- als auch zu den Bezugsmärkten ergeben. 

(2) Bei der Höhe der auf den Absatzmärkten erzielbaren Erlöse für jene 
Güter und Dienstleistungen, die mit Hilfe der produktiven Ressourcen der 
Armen erzeugt werden, spielt zunächst die Höhe der Nachfrage nach den 
betreffenden Produkten eine Rolle. Außerdem wird die Preishöhe von den 
Machtstrukturen auf Angebots- und Nachfrageseite der Absatzmärkte 
bestimmt. Machtlose Anbieter können selbst bei hinreichend kaufkräftiger 
Nachfrage oft nur geringe Erlöse erzielen, wenn ihnen ein Nachfragemono-
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polist gegenübersteht. Umgekehrt bedeutet Angebotsmacht, die auf eine poly-
polistische Nachfragestruktur trifft, ein relativ hohes Erlöspotential. Insofern 
stellen die für die einzelnen Gruppen zugänglichen Märkte in ihrer quantitati-
ven und qualitativen Struktur eine entscheidende Bestimmungsgröße der 
interpersonellen Einkommensverteilung dar. Die Marktchancen der Armen 
werden in der entwicklungspolitischen Realität jedoch erheblich durch 
Begrenzungen ihres Marktzutritts beeinträchtigt. Sowohl auf nationaler als 
auf internationaler Ebene (Beispiel: Protektionismus der Industrieländer 
gegen Agrarerzeugnisse sowie gegen viele arbeitsintensiv hergestellte Pro-
dukte aus der Dritten Welt) bestehen für die von den Armen produzierten 
Güter und Dienstleistungen häufig legale, physische und psychische Marktzu-
trittsschranken. In einigen Fällen dürfen bestimmte Gruppen (beispielsweise 
ethnische Minoritäten, Anhänger bestimmter Religionen, Mitglieder einzel-
ner Kasten) nicht auf institutionell gesicherten Märkten verkaufen, sondern 
sind darauf angewiesen, daß ihre Produkte von einem einzelnen Großhändler 
(also einem Nachfragemonopolisten) aufgekauft werden, der häufig die 
Preise einseitig festlegt. In anderen Fällen dürfen bestimmte Produkte auf ein-
zelnen Märkten nicht angeboten werden - bspw. aufgrund administrativer 
Vorschriften, die in einzelnen Dörfern nur den Markthandel mit bestimmten 
Produkten zulassen. Schließlich werden einzelne Gruppen oftmals aufgrund 
der unzureichenden infrastrukturellen Zugänglichkeit bestimmter Märkte arn 
Marktzutritt gehindert. In allen hier aufgelisteten Fällen können einzelne Per-
sonengruppen für ihre Erzeugnisse keine Preise erzielen, die ihnen ein zur 
Deckung ihrer Grundbedürfnisse ausreichendes Einkommen ermöglichen: 
Die Betroffenen bleiben absolut arm. 

(3) Von den Bruttoerlösen, die auf den Märkten der Endprodukte erzielt 
werden, müssen die Komplementärfaktoren bezahlt werden; nur die verblei-
bende Differenz stellt den Nettoerlös des betrachteten Produktionsfaktors dar. 
Insofern bestimmen die Konditionen, zu denen die Komplementärfaktoren 
beschafft werden können und die von der quantitativen und qualitativen 
Struktur der Faktormärkte abhängen, die Höhe des verbleibenden Nettoein-
kommens. Im Falle abhängig Beschäftigter wird in der Regel über Lohnkon-
trakte das Nettoeinkommen festgelegt; dann hängt die Einkommensposition 
der Betroffenen davon ab, zu welchem festgesetzten Lohnsatz sie eine 
Beschäftigung finden können. 

2. Handlungs/eider einer armutsorientierten Entwicklungspolitik 

(1) In bezug auf eine Verbesserung des Marktzugangs für die Armen sollte 
- neben der bereits erhobenen Forderung nach einer Verbesserung der infra-
strukturabhängigen physischen Zugangsmöglichkeiten zu den Marktorten 
sowie einer rechtlichen Gleichbehandlung aller Bevölkerungsgruppen durch 
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die Administration - eine gezielte wettbewerbspolitische "Entmachtung" ein-
zelner Marktteilnehmer angestrebt werden, um Machtasymmetrien auf den 
Absatz- und Bezugsmärkten zu beseitigen, die Funktionsfähigkeit der Märkte 
sicherzustellen und den Armen faire Marktchancen zu gewähren. Dazu kann 
bspw. auch die Schaffung kollektiver Marktmacht der Armen durch Genos-
senschaften und Selbsthilfegruppen beitragen, die durch eine armutsorien-
tierte Entwicklungspolitik entsprechend gefördert werden sollten. 

(2) Daneben kann versucht werden, die marktmäßigen Verknüpfungen der 
kleinbäuerlichen Landwirtschaft bzw. des informellen Sektors - also der 
"Ökonomien der Armen" - mit der weiterverarbeitenden Agroindustrie bzw. 
dem formellen Sektor auszubauen. Insbes. im städtischen Bereich bietet sich 
der gezielte Ausbau des "subcontracting" sowie der Abfallverwertung durch 
informelle Kleinbetriebe an. Außerdem können staatliche Vergabeaufträge 
sich gezielter an diese unternehmerischen Zielgruppen richten. 

(3) Analoge Überlegungen sind in bezug auf die Beschaffungsmärkte 
anzustellen. Im übrigen sei hier auf die Ausführungen in Abschnitt III. 2. ver-
wiesen, die den Bereich der Beschaffungsmärkte mit einbeziehen. 

V. Die Rolle der Umverteilungspolitik 

1. Vorbemerkungen 

(1) Schließlich kann der Staat die aus dem Produktions- und Vermark-
tungsprozeß resultierende interpersonelle Primärverteilung der Einkommen 
durch Transfermaßnahmen in eine andere Sekundärverteilung umwandeln 11. 

Solche Umverteilungsmechanismen sind aus der Sicht einer armutsorientier-
ten Entwicklungspolitik erforderlich, wenn es trotz staatlicher Eingriffe in die 
Determinanten der Primärverteilung zu absoluter Armut kommt. Von Maß-
nahmen zur Veränderung der primären Einkommensverteilung werden insbe-
sondere jene Arme nicht erreicht, die - wie Kranke, Alte und Menschen in 
ressourcenarmen Regionen - im Prinzip nicht oder nur sehr begrenzt produk-
tionsfähig sind. Andere Arme müssen zeitweilige Rückschläge verkraften, sei 
es infolge saisonaler Einkommensschwankungen, des Verlustes des Ernährers 

11 Im Grundsatz gleiche Einflüsse gehen von privaten Transferleistungen aus. Ver-
schiedentlich werden solche Transferleistungen von Verwandten - z. B. in Form von 
"remittances" aus dem Ausland (Gastarbeiter-Rücküberweisungen) - und Freunden 
erbracht, ebenso von dörflichen Unterstützungssystemen oder von Nicht-Regierungs-
Organisationen (z.B. den Kirchen). In mehreren Entwicklungsländern sind diese pri-
vaten Transferleistungen sogar wesentlich wichtiger als staatliche Redistributionsmaß-
nahmen. Da diese privaten Transferleistungen aber nicht Gegenstand der staatlichen 
Umverteilungspolitik sind, soll im vorliegenden Zusammenhang auf ihre nähere Erör-
terung verzichtet werden. 

This content downloaded from 58.97.216.197 on Thu, 05 Sep 2024 02:42:00 UTC
All use subject to https://about.jstor.org/terms



78 Hans-Rimbert Hemmer 

der Familie, wegen Hungersnöten oder nachteiligen gesamtwirtschaftlichen 
Schocks (Weltbank 1990: 3). 

(2) Außerdem hängt das Zustandekommen von absoluter Armut davon ab, 
wie das aus dem Ressourceneigentum und -einsatz erwirtschaftete monetäre 
Einkommen in jene Güter umgetauscht werden kann, die zur Bedürfnisbefrie-
digung der betrachteten Personen erforderlich sind bzw. von diesen Personen 
begehrt werden. Die absolut armen Bevölkerungsgruppen geben in der Regel 
nahezu ihr gesamtes Einkommen für den Verbrauch aus, und mindestens die 
Hälfte dieses Verbrauchs wird für Ernährung aufgewendet. Deshalb sind die 
relativen Preise der Hauptnahrungsmittel für das Ausmaß der absoluten 
Armut entscheidend. Die städtischen Armen sind bei der Versorgung mit den 
grundbedürfnisrelevanten Gütern, insbesondere mit Nahrungsmitteln, weitge-
hend auf den Markt angewiesen. Wieviele der auf dem Land lebenden Armen 
auf den Markt angewiesen sind, hängt von ihrem Zugang zu produktivem 
Land ab. Typischerweise sind die "nicht ganz Armen" Nettoanbieter von 
Agrarerzeugnissen, die von höheren Preisen profitieren. Die Ärmsten der 
Armen verbrauchen dagegen mehr von den Hauptnahrungsmitteln als sie 
erzeugen, und sie sind von den Agrarlöhnen abhängig, die möglicherweise 
nur langsam auf Preisänderungen reagieren (Weltbank 1990: 44). 

2. Handlungs/eider einer armutsorientierten Umverteilungspolitik 

(1) Für die Umverteilungspolitik des Staates sind sowohl seine Einnah-
men- als auch seine Ausgabenpolitik von wesentlicher Bedeutung. Solche 
Umverteilungswirkungen können sowohl monetärer als auch nicht-monetärer 
Art sein: Monetäre Umverteilungswirkungen ergeben sich bspw. aus einer 
progressiv gestalteten Einkommensteuer oder aus einem System produktdiffe-
renzierender indirekter Steuern12, wenn die Steuereinnahmen zur Finanzie-
rung von Transferzahlungen an einkommensschwache Bevölkerungsgruppen 
verwendet werden. Nicht-monetäre Wirkungen sind hingegen die Folge, 
wenn die Steuereinnahmen für Basisgesundheitsdienste oder Primarschulen 
verwendet werden, die überwiegend den armen Bevölkerungsgruppen zur 
Verfügung stehen. 

(2) Auf der Ausgabenseite ist darauf zu achten, daß die für die Armen vor-
gesehenen (und von ihnen als efforderlich akzeptierten) öffentlichen Güter 
und Dienstleistungen so bereitgestellt werden, daß die Armen auch wirkli-
chen Zugang zu ihnen haben. Außerdem sind die bestehenden öffentlichen 
Transfersysteme zielgerichtet zu gestalten: 

12 Sofern die indirekte Steuerbelastung bei Grundbedürfnisgütern niedriger ist als 
bei Produkten, die in erster Linie von den Beziehern höherer Einkommen nachgefragt 
werden ("Luxussteuern"). 
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a) In vielen Entwicklungsländern besteht der wichtigste redistributive Trans-
feransatz in der preispolitischen Subventionierung jener Güter, die - wie 
bspw. Grundnahrungsmittel - von den Armen relativ stark nachgefragt 
werden. Eine solche Politik ist aber - wie die bisherigen Erfahrungen ein-
deutig belegt haben - bedenklich: Von ihr profitiert vielfach eine große 
Zahl von Nicht-Annen, die im Prinzip keine verteilungspolitische Unter-
stützung benötigen. Insofern sind Nahrungsmittelsubventionen vertei-
lungs- (und entwicklungs-) politisch fragwürdig 13 • 

b) Für eine armutsorientierte Entwicklungspolitik ist statt dessen zu fordern, 
bestehende Preisverzerrungen abzubauen und ein System relativer Preise 
zu etablieren, welches die tatsächlichen Knappheiten in den betrachteten 
Ländern widerspiegelt. Die beabsichtigte Unterstützung der Armen ist 
über direkte Einkommenstransfers an ausgewählte Zielgruppen anzustre-
ben, die trotz eventuell höherer Verwaltungskosten die bessere Alterna-
tive darstellen (Glewwe/van der Gaag 1988; G1Z 1993). 

c) Darüber hinaus ist eine Stabilisierung der Preise für Grundbedarfsgüter 
auf den nationalen Märkten anzustreben: In mehreren empirischen Unter-
suchungen hat sich eine signifikant positive Korrelation zwischen dem 
Ausmaß der Preisschwankungen auf den Gütennärkten (einschließlich der 
Agrarproduktmärkte) und dem Umfang absoluter Annut gezeigt (Saith 
1981; Gaiha 1989). Insofern helfen marktkonfonne preis stabilisierende 
Maßnahmen, wie bspw. der Aufbau von Lagerhaltungssystemen, beim 
Abbau der Armut. 

(3) Zur Finanzierung einer solchen Redistributionspolitik sind Steuern mit 
redistributivem Charakter vorzusehen, die allerdings nicht die subjektive Lei-
stungsbereitschaft der potentiellen Steuerzahler untenninieren dürfen. Zur 
Erhebung der Steuern genügt es im übrigen nicht, nur die entsprechenden 
Steuergesetze zu erlassen. Wesentlich ist vielmehr ihre administrative Umset-
zung, die sich in der entwicklungspolitischen Praxis häufiger als Engpaß 
erweist als die Gesetzgebung. Insofern müßte der Aufbau einer leistungsfähi-
gen, weitgehend korruptionsfrei arbeitenden Steuerverwaltung nicht nur aus 
gesarntwirtschaftlicher Sicht, sondern auch im Interesse der Annen mit Nach-
druck angestrebt werden. 

13 Noch problematischer ist der Ansatz, niedrige Nahrungsmittelpreise über relativ 
niedrig angesetzte Höchstpreise zu erreichen. Eine solche Politik löst - wie bereits in 
Kap. C, Textziffer (5) ausgeführt - zusätzlich deutlich negative Produktionsanreize 
aus, von denen besonders häufig landwirtschaftliche Kleinanbieter (die in vielen Fäl-
len selbst zur Gruppe der absolut Annen zählen) betroffen sind. 
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VI. Armutsbekämpfung und Wirtschaftswachstum - ein Zielkonflikt? 

(1) Abschließend bleibt noch zu erörtern, welche Konsequenzen von der 
hier postulierten Politik der redistributiven Armutsbekämpfung auf das wirt-
schaftliche Wachstum ausgehen - eine Fragestellung, deren Beantwortung 
für ihre entwicklungspolitische Beurteilung sowie Akzeptanz von wesentli-
cher Bedeutung ist. Ergeben sich negative Wachstumseffekte, so müßte die 
kurzfristige Verbesserung der Lage der Armen mit einer Verschlechterung 
der Chancen einer Armutsreduzierung durch Wirtschaftswachstum in späte-
ren Jahren bezahlt werden; es bestünde ein Zielkonflikt zwischen dem 
Wachstumsziel und dem Ziel der Armutsreduzierung, vergleichbar etwa mit 
dem möglichen Entstehen von Zielkonflikten zwischen dem Wachstums- und 
dem Beschäftigungsziel. Bei positiven Wachstumswirkungen ergäbe sich hin-
gegen eine Zielkongruenz: Die Förderung der Armen auf redistributiver Basis 
wäre gleichzeitig eine effektive Wachstumspolitik. 

(2) Zur Herausarbeitung möglicher Beziehungen zwischen der redistributi-
ven Unterstützung armer Bevölkerungsgruppen und dem wirtschaftlichen 
Wachstum sei auf ein Modell zurückgegriffen, dem eine einfache makroöko-
nomische Produktionsfunktion des Typs 

(GL.l) X =j(A,HK,SK,N) 

mit X = physisches Sozialprodukt, A = ungelernte Arbeit, HK = Humankapital, 
SK = Sachkapital und N = natürliche Ressourcen zugrundeliegt. Die Funk-
tionsvariable f spiegelt die vorhandenen technischen und institutionellen Rah-
menbedingungen der Produktion wider. Unterscheidet man in dieser Produk-
tionsfunktion GL. 1 zwischen den Personengruppen der Armen (= Suffix 1) 
und der Nicht-Armen (= Suffix 2) und unterstellt man zusätzlich, beide Perso-
nengruppen produzieren unterschiedliche Güter (modellmäßig verkürzt als 
Grundbedürfnisgüter [= X d und Luxusgüter [= X 2] definiert), so ergibt 
sich das monetäre Sozialprodukt Yals 

(GL.2) 

(mit PI und P2 als den Preisen beider Gütergruppen), wobei die jeweiligen 
Produktionsmengen aus den sektoralen Produktionsfunktionen 

(GL.3a) 

für die Grundbedürfnisgüter sowie 

(GL.3b) 
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für die Luxusgüter bestimmt sind. Dabei sind: A \ + A 2 = A, HK \ + 
HK 2 = HK,SK\ + SK 2 = SK,N\ + N 2 = N. 

(3) Veränderungen des monetären Sozialprodukts ergeben sich aus Verän-
derungen der partiellen Produktions mengen X \ und X 2; dabei sei Konstanz 
der Preise p \ und P2 unterstellt: 

(GLA) 

Die Änderungen von X \ und X 2 nach einer Veränderung der gruppenspezi-
fischen Faktorausstattung erhält man als 

(GL.5a) 

bzw. 

(GL.5b) 
aX2 aX2 aX2 aX 2 

dX2 = -a dA 2 + -a-- dHK 2 + aSK dSK 2 + -a- dN 2 
A 2 HK 2 2 N 2 

Das Sozialproduktwachstum errechnet sich entsprechend als 

(GL.6) 

Die einzelnen Faktorbestandsänderungen dA;, dSK;, dHK; und 
dN; (i = 1,2) müssen also mit ihren zugehörigen partiellen Drenzprodukti-
vitäten 

ax ax ax ax 
GPA = -' GPHK = --' GPSK = --' GPN =-

a A ' a HK ' a SK ' aN 

bewertet werden, um ihren physischen Wachstumsbeitrag ermitteln zu 
können, und der physische Wachstumsbeitrag muß mit den zugehörigen 
Güterpreisen bewertet werden, um den monetären Beitrag zum Sozialprodukt 
zu erhalten. Belegt man das aus dieser Bewertung resultierende Grenzwert-
produkt (GP p) mit der Abkürzung GWP, und ersetzt man die spezifischen 
Faktorbezeichnungen A, HK, SK und N durch die generelle Notation PF 

6 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 234 
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(= Produktionsfaktor), so lassen sich die partiellen Grenzwertprodukte allge-
mein als 

aX i 
GWPij = '" py. Pi 

U I} 

(mit i = 1,2 sowie j = A, HK, SK, N) schreiben, und Gleichung GL. 6 verein-
facht sich zu 

(GL.6a) 

(4) Mit Hilfe von Gleichung GL. 6a können die Wachstumswirkungen 
einer Ressourcen-Umverteilung zwischen Armen und Nicht-Armen bestimmt 
werden. Reduziert man GL. 6 a auf die Kurzform 

(GL.6b) 

und setzt man dPF \ = - dPF 2 (d.h. es werden Faktorbestände von den 
Nicht-Armen zu den Armen umgelenkt), so wird GL. 6b zu 

(GL.7b) 

bzw. 

(GL.7b) dY = dPF I (GWP 1 - GWP2 ) 

Bei der Konstellation GWP 1 > GWP2 führt die betrachtete Faktorumver-
teilung somit zu positiven, bei der Konstellation GWP\ < GWP 2 zu negati-
ven Sozialprodukteffekten. 

(5) Generell gültige Aussagen sind nicht möglich, da jeweils die konkrete 
Einzelsituation gesehen werden muß. Die folgenden Aspekte verdienen aller-
dings besondere Bedeutung: 
- Das Grenzwertproduktgefälle zwischen Armen und Nicht-Armen geht 

nicht zwangsläufig in dieselbe Richtung. So kann ohne weiteres die Kon-
stellation GWP\ > GWP2 bei Sachkapital sowie GWP\ < GWP2 bei 
Humankapital vorliegen, die eine Reallokation von Sachkapital zu den 
Armen und von Humankapital zu den Nicht-Armen erforderlich machte. 

- Kurz- und langfristige partielle Grenzwertprodukte können signifikant von-
einander abweichen; dasselbe gilt für die Grenzwertprodukte bei einem 
Anstieg und einem Rückgang der Faktorbestandsmengen. Faktorrealloka-
tionen nach Maßgabe der kurzfristigen Grenzwertprodukte können mögli-
cherweise zu Effizienzgewinnen führen, die sich langfristig als nachteilig 
für das Wirtschaftswachstum erweisen. 
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- Einzel- und gesamtwirtschaftliche partielle Grenzwertprodukte können 
erheblich differieren, bedingt durch die Existenz technologischer externer 
Effekte sowie verzerrter, die gesamtwirtschaftlichen Faktor- und Güter-
knappheiten nicht korrekt widerspiegelnder Preise. Insofern muß die Ana-
lyse verstärkt auf die gesamtwirtschaftlichen Folgen von Faktorreallokatio-
nen zwischen einzelnen Bevölkerungsgruppen abstellen. 

- Das monetäre Sozialprodukt (BSP) reagiert zusätzlich nach Maßgabe der 
Preiseffekte: Je nachdem, wer Besitzer der Ressourcen ist und wie hoch 
jeweils sein Einkommen ist, resultieren eine andere Nachfrage- und damit 
Preisstruktur; die unterstellte Konstanz der Preise entfällt. Diese Struktur-
effekte können ebenfalls das BSP verändern und unter Umständen das 
GWP-Gefälle in GL. 7b umdrehen. 

(6) Von den Faktorbestandsveränderungen bei den einzelnen Personen-
gruppen können - ausgelöst durch unterschiedliches Ausgabenverhalten -
unterschiedliche sekundäre Faktormengeneffekte in späteren Perioden (z.B. 
bei der Akkumulation von Human- und Sozialkapital) ausgelöst werden. Die 
Analyse dieser Akkumulationseffekte darf sich dabei nicht auf die Sparquo-
ten der einzelnen Bevölkerungsgruppen beschränken - diese Sparquoten sind 
bei den Armen (trotz etwaiger demonstrativer Konsumausgaben der Nicht-
Armen) erfahrungsgemäß deutlich geringer als bei den Nicht-Armen -, son-
dern muß auch die Rolle des produktiven Konsums als Determinante wirt-
schaftlicher Entwicklung erfassen. Wurden Konsumausgaben in der entwick-
lungspolitischen Literatur der fünfziger und sechziger Jahre durchgängig als 
unproduktiv und damit als entwicklungs- (= wachstums-) hemmend einge-
stuft, wird seit den siebziger Jahren im Zusammenhang mit der Grundbedürf-
nisdiskussion darauf hingewiesen, daß auch Konsumausgaben zur Kapital-
bildung - und zwar zur Bildung von Humankapital - beitragen und damit 
produktiv sein können (Hemmer 1979; Hemmer 1988: 177ff.). Empirische 
Untersuchungen haben nachgewiesen, daß konsumtive Ausgaben, die der 
Befriedigung von Grundbedürfnissen dienen (dies betrifft vor allem Ausga-
ben für Ernährung, Gesundheit und Grundbildung), vielfach höhere Produkti-
vitätseffekte auslösen als unmittelbare Investitionen in Sachkapital (Wheeler 
1980; Hieks 1980). Würde man im Sinne der These von der Abhängigkeit der 
Kapitalakkumulation von der Ersparnisbildung diese Konsumausgaben 
zugunsten von Investitionen einschränken, so können sich sowohl negative 
Verteilungs- als auch negative Wachstumseffekte einstellen. 

(7) Ebenfalls zu berücksichtigen sind die Auswirkungen auf die gesamt-
wirtschaftliche Faktorintensität und dadurch wieder auf das BSP. Während 
der 70er Jahre kamen mehrere Autoren zu dem Ergebnis, daß eine Einkom-
mensumverteilung zugunsten der Armen trotz der daraus resultierenden Ver-
schiebung der gesamtwirtschaftlichen Nachfragestruktur in Richtung auf 
arbeitsintensivere Produkte nur geringe Beschäftigupgseffekte auslösen 

6* 
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würde (Morawetz 1974; White 1978). Mittlerweile liegen jedoch andere 
Berechnungen vor (z.B. farnes/Khan 1993), die zu dem entgegengesetzten 
Ergebnis kommen. Die eingangs geforderte stärkere Arbeitsintensivierung 
der Produktion kann danach nicht nur über die Faktorpreise, sondern auch 
über die Nachfrageeffekte einer Politik der Armutsbekämpfung erreicht 
werden. 

(8) Aufgrund dieser Zusammenhänge lassen sich nur einzelfallbezogene 
Aussagen zu den Wachstumseffekten einer Strategie der Armutsbekämpfung 
treffen. Die Analyse des jeweiligen Einzelfalls müßte auf Kosten-Nutzen-
Analysen beruhen, die ein Schattenpreissystem verwenden, das diesen 
Zusammenhängen ebenso Rechnung trägt, wie es die politische Gewichtung 
alternativer Verteilungskonstellationen - ausgedrückt in Wachstumsäquiva-
lenten - widerspiegeln muß. In diesem Bereich besteht ein großer konzeptio-
neller Nachholbedarf, der im Interesse einer gezielten Politik der Armutsbe-
kämpfung noch befriedigt werden müßte. Es besteht jedenfalls kein Anlaß zu 
der "Befürchtung", die redistributive Bekämpfung der Armut würde sich 
zwangsläufig zu Lasten des wirtschaftlichen Wachstums auswirken. Ob es 
Zielkonflikte zwischen dem Abbau der Armut sowie dem Wirtschaftswachs-
tum gibt, hängt vielmehr von den .produktionstechnischen Rahmenbedingun-
gen (Ausmaß der technischen Substituierbarkeit von Arbeit und Kapital im 
Rahmen der verfügbaren Produktionsfunktionen) sowie vom Preisverhältnis 
der von den Armen und den Nicht-Armen produzierten Güter ab. Darüber 
hinaus spielt die Frage des Akkumulationsverhaltens der verschiedenen Ein-
kommensgruppen eine große Rolle, die sich nicht nur aus der Sparneigung 
der einzelnen Einkommensgruppen bestimmt, sondern auch aus den nicht-
ersparnisabhängigen Formen der Akkumulation von Kapital. Dabei ist grund-
sätzlich festzustellen, daß das Bestehen etwaiger Zielkonflikte entscheidend 
von der jeweils gewählten entwicklungspolitischen Strategie sowie vom 
zugrundegelegten Zeithorizont abhängt. 

E. Zur Notwendigkeit eines 
integrierten Ansatzes der Armutsbekämpfung 

(1) Da Armut in der Regel nicht auf eine einzelne- Ursache zurückzuführen 
ist, sind isoliert ansetzende Strategien weitgehend zum Scheitern verurteilt, 
wenn mehr als nur marginale Verbesserungen für die Armen erreicht werden 
sollen. Insofern müssen auch mehrere Ansatzpunkte aus dem hier dargestell-
ten Katalog von Instrumenten der Armutsbekämpfung in einer Strategie, der 
Erfolgschancen im Kampf gegen die Armut eingeräumt werden sollen, 
zusammengefaßt sein. Dabei ist auch zu beachten, daß das Verhalten einzel-
ner Gruppen und Personen zur Entstehung bzw. Verfestigung ihrer eigenen 
Armut ebenso beitragen kann wie zu ihrer Überwindung bzw. ihrem Abbau. 
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Insbesondere die Relation zwischen kulturspezifischem Leistungswillen, per-
sönlicher Einstellung zur Leistungsbereitschaft und tatsächlicher Leistungsfä-
higkeit - jeweils bezogen auf die zugrundeliegenden Annutskomponenten -
spielt hierbei eine entscheidende Rolle (Hemmer/Kötter 1990: 62). Folge-
richtig müssen zunächst die Annen selbst sich darum bemühen, durch Eigen-
anstrengungen ihre Lage zu verbessern (bspw. die zur Verfügung stehende 
Bodenfläche zu bebauen, Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten in Anspruch 
zu nehmen, angebotene Beschäftigungen zu akzeptieren) und nicht in Resi-
gnation und/oder Lethargie zu verfallen. Annutsorientierte Entwicklungspoli-
tik kann fehlende Eigenanstrengungen der Annen nicht ersetzen, sondern 
nur bestehende Eigenanstrengungen durch die Schaffung günstigerer Rah-
menbedingungen fördern. Dies kann sich auf lokaler, auf nationaler und auf 
internationaler Ebene vollziehen. Bei der Hierarchisierung der entsprechen-
den Politikfelder ist auf das Subsidiaritätsprinzip zu verweisen, wonach keine 
soziale Einheit zu einer Leistung verpflichtet ist, die von einer kleineren und 
untergeordneten Einheit vorgenommen werden kann. Umgekehrt sind dann 
alle sozialen Einheiten verpflichtet, diejenigen Leistungen zu erbringen, die 
kleinere Einheiten in den Stand versetzen, sich selbstverantwortlich zu ver-
wirklichen (Sautter 1991: 36f.). 

(2) Von vielleicht noch größerer Bedeutung für das Zustandekommen und 
ebenso für die Überwindung bzw. den Abbau von Annut als die fehlenden 
Eigenanstrengungen der Annen sind allerdings die betreffenden Gesell-
schaftssysteme. Nach heutigem Erkenntnisstand wurzelt Annut weitgehend 
im betreffenden Gesellschaftssystem. Aus dem jeweils unterschiedlichen 
Kontext, in dem die Produktionsfaktoren Arbeit, Kapital und natürliche Res-
sourcen, das technische Wissen sowie die Gesamtheit der entwicklungsrele-
vanten Rahmenbedingungen (einschließlich den Mustern sozialer und kultu-
reller Organisationen sowie der politischen und institutionellen Bedingungen) 
zueinander stehen, resultieren verschiedene "Varietäten" der Annut, d.h. 
unterschiedliche Gruppen von Annen mit unterschiedlichen Bedürfnissen 
und Interessen. Zwischen diesen Gruppen bestehen meist erhebliche Kon-
flikte, die bei der Konzipierung von Strategien zur Annutsbekämpfung durch 
entsprechend präzise Zielgruppendefinitionen ("targeting") zu berücksichti-
gen sind. 

(3) Ebenso ist zu berücksichtigen, daß die Annen trotz ihres teilweise 
erschreckenden zahlenmäßigen Umfangs eine marginale Gruppe innerhalb 
eines gesellschaftlichen Systems - auf nationaler wie auf dörflicher bzw. 
städtischer Ebene - sind. Marginalität bedeutet die Nichtbeteiligung der 
Annen an den politischen, gesellschaftlichen und ökonomischen Entschei-
dungs- und Entwicklungsprozessen; sie ist kein isoliertes Phänomen, sondern 
systembedingt. Die für das Zustandekommen der Annut wesentliche unglei-
che Ressourcenverteilung wird durch gesellschaftliche und politische Unter-
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privilegierung noch verfestigt. Dazu gehören im einzelnen die starke Benach-
teiligung (vor allem der Frauen) durch das Infonnations- und Bildungssy-
stem, die Ausgestaltung der Agrarverfassung, traditionelle Werte- und Ver-
haltensmuster und teilweise auch die gewaltsame Unterdrückung durch den 
Staatsapp.arat. Außerdem wird die Mehrheit der Bevölkerung weitgehend von 
den sozio-ökonomischen und politischen Entscheidungsprozessen ausge-
schlossen. Geringer Ausbildungsstand, fehlende Infonnations- und Kommu-
nikationsströme, unzureichende oder fehlstrukturierte Institutionen sowie all-
gemein geringe Organisationsfähigkeit erlauben kein Artikulieren und Durch-
setzen von Interessen gegenüber den Mächtigen und Reichen (Wesel 1982: 
28). 

(4) Diese Marginalität beruht auf einem Bündel interdependenter Fakto-
ren, deren Zusammenwirken und Gewicht in verschiedenen Systemen vari-
iert. Sollen die Annen nicht auf Dauer passive Empfänger materieller Hilfe 
werden, müssen sie in das System integriert werden. Dazu sind beträchtliche 
strukturelle und funktionale Veränderungen der jeweiligen Systeme notwen-
dig, die auch eine gewisse Umverteilung von Ressourcen und politischer 
Macht zugunsten der Annen einschließen. Durch solche Systemänderungen 
lassen sich neue Spielräume wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und politi-
scher Art schaffen, die es den Annen ennöglichen, ihre Position zu verbes-
sern (Kochendärfer-Lucius 1993: 15). Damit dieser Prozeß langfristig erfolg-
reich ist, muß er durch die Eigeninitiative der Annen getragen werden. Dabei 
ist der Konflikt mit dem dominierenden System in aller Regel unvenneidbar. 
Eine rationale Konfliktlösung mit dem Ziel der evolutionären Veränderung 
des Systems ist unter solchen politischen, sozio-kulturellen, institutionellen 
und ökonomischen Rahmenbedingungen möglich, die echte Selbsthilfe der 
Annen zulassen. Zu diesen Rahmenbedingungen gehört auch die Einsicht der 
Herrschenden - die allerdings (ebenso wie die Annen) selbst eine heterogene 
Gruppe mit divergierenden Interessen bilden -, daß Massenarmut auf längere 
Sicht zur Revolution führen kann. Die Integration der Annen in die Gesell-
schaft (in das System) und ihre Partizipation am gesellschaftlichen Leben 
sollte zumindest aus diesem Grund auch im Eigeninteresse der Herrschenden 
liegen. Entmarginalisierung braucht kein "Nullsummenspiel" zu sein. Lang-
fristig können daraus ökonomische, soziale und politische Vorteile für alle 
Mitglieder des Systems erwachsen. 

(5) Die Initiative zu den erforderlichen Systemänderungen muß im wesent-
lichen von den Betroffenen selbst ausgehen: Sie müssen lernen, sich selbst zu 
helfen. Derartige Selbsthilfeanstrengungen sollten sich idealerweise innerhalb 
der Gruppe der Annen entwickeln: Unter den Verhältnissen in den Ländern 
der Dritten Welt muß Selbsthilfe stets als Gruppenphänomen angesehen und 
entsprechend konzipiert werden. Erfolge von Gruppen bilden in aller Regel 
erst die Grundlage dafür, daß Individuen bessere Chancen haben, sich selbst 
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zu helfen. Besitzen die Annen jedoch nicht die Möglichkeit, ihre Situation 
aus eigener Kraft zu verbessern, so wird eine Unterstützung ihrer Eigenan-
strengungen erforderlich. Solche Unterstützungen können sowohl auf natio-
naler Ebene (z.B. durch Teile der Eliten des Landes, die entweder die lang-
fristige Gefahr erkannt haben, die von der Massenarrnut auf ihre eigene Posi-
tion ausgeht, oder altruistisch veranlagt sind) als auch auf internationaler 
Ebene (durch die staatliche Entwicklungszusarnrnenarbeit und! oder durch 
Nicht-Regierungs-Organisationen) erfolgen. Die geleisteten Unterstützungen 
dürfen sich auch nicht auf die nationalen Systemkomponenten beschränken, 
sondern müssen gleichfalls die internationalen Bestimmungsgrößen der Mas-
senarmut in den Entwicklungsländern zum Gegenstand haben - und zwar 
auch auf die Gefahr hin, daß es zu Konflikten mit einzelnen Gruppen von 
Annen in den Industrieländern kommt. 

Zusammenfassung 

Zur Bekämpfung der umfangreichen Massenarmut in der Dritten Welt 
stehen im Prinzip zwei Wege offen: Ein auf Breitenwirksamkeit ausgelegtes 
Wirtschaftswachstum sowie eine auf dem Konzept der interpersonellen Ein-
kornrnensverteilung aufbauende Politik der zielgruppenorientierten Armuts-
bekämpfung. Da die interpersonelle Einkommensverteilung von der Eigen-
tumsverteilung an produktiv nutzbaren Ressourcen, vom Ausmaß der produk-
tiven Nutzung dieser Ressourcen, vom aus dem Einsatz dieser Ressourcen 
erzielten Erlös sowie von der staatlichen Umverteilungspolitik bestimmt 
wird, bieten sich auf allen diesen Gebieten Handlungsfelder für eine arrnuts-
orientierte Entwicklungspolitik. Im vorliegenden Beitrag werden die wichtig-
sten Ansatzmöglichkeiten hierfür erörtert sowie die Vereinbarkeit einer sol-
chen Politik mit dem Wachstumsziel diskutiert. 

Summary 

To fight the growing mass poverty in Third World countries in prineiple 
two basic possibilities exist: Economie growth on a broader se ale as weIl as a 
target oriented poliey of poverty alleviation based on the eoneept of interper-
sonal distribution of income. Since this distribution of ineome depends on the 
distribution of properties held in productively usable resourees, on the extent 
of the produetive use of these resources, on the applieation of the income 
gained by these resourees as weIl as on the governmental redistribution poli-
ties, all these aspeets offer a variety of aetivities for politieal measures against 
poverty. This paper diseusses the most essential possibilities as weIl as their 
eompatibility with the aim of eeonomie growth. 
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